
Einer der beiden Kandidaten 
der Wirtschaft hat mit Van 
der Bellen die Präsident-
schaftswahl gewonnen. Er 
wird sich aus der Tages-
politik raushalten. Doch 
genau von dieser ist auch 
künftig nichts Gutes zu er-
warten. Die Botschaft der 
Herrschenden: „Wir müs-
sen sparen“. Und zwar bei 
Schulen, Spitälern, in der 
Kinderbetreuung, bei den 
Pensionen. Die Einmal-
zahlung an PensionistIn-
nen von 100.- ist eine Ver-
höhnung der vielen älte-
ren Frauen, die von Armut 
betrofen sind. Die jüngste 
Bildungsreform wird sich 
bald als Kürzungsmaß-
nahme entpuppen. 

Im Visier der Herr-
schenden, egal wel-
cher Partei, sind die So-
zialausgaben. Klar, die 
Wirtschaftskrise ist eben 
nicht vorbei. Die Arbeits-

losigkeit steigt weiter und 
angesichts der mageren 
Lohnabschlüsse brau-
chen immer mehr Sozi-
alleistungen. Die Unter-
nehmen rufen nach Steu-
erentlastung und Lohn-
senkung. Um das zu 
inanzieren, sollen wir 
zahlen. Daher die Propa-
ganda gegen Mindestsi-
cherung und Arbeitslose. 
Glaubt man der Darstel-
lung durch Medien und 
Regierungen, dann ist die 
Mindestsicherung uni-
nanzierbar. Allerdings 
macht sie weniger als 1% 
der Sozialausgaben aus. 
Die Aufrüstung der Seil-
bahnen (!) kostet mehr 
als die Mindestsicherung 

in einem Jahr. Es gibt also 
nicht wirklich ein Finan-
zierungsproblem. Zur Er-
innerung: Allein der Ver-
mögenszuwachs pro Tag 
(!) der Superreichen liegt 

bei 150 Millionen. Groß-
betriebe wie Siemens 
oder Verbund haben ih-
re Gewinnprognose für 
2016 angehoben. Geld ist 
da, doch das wird von 
den KapitalistInnen lie-
ber als Dividende ausge-
schüttet, für hohe Ma-
nagementbezüge ausge-
geben oder für bessere 
Investitionszeiten auf die 
Bank gelegt. Die Propa-
ganda gegen die Ärms-
ten der Armen ist v.a. ein 

Ablenkungsmanöver, um 
nicht über den obszö-
nen Reichtum der Rei-
chen zu reden. Bei den 
Ordensspitälern, im So-
zialbereich und bei den 
Beschäftigten im Wer-
be-KV (und vielen mehr) 
gibt es Unmut über die 
miese Einkommenssitu-
ation. Und es gibt Wider-
stand gegen die Sozial-
kürzungen. Wir alle sind 
von der gleichen Kür-
zungspolitik betroffen – 

wehren wir uns auch ge-
meinsam dagegen. 
  Sonja Grusch

Die SLP fordert:
 
 F Geld für Bildung 
und Soziales statt für 
Banken und Konzerne!

 F Für einen gewerk-
schaftlichen Protesttag 
als ersten Schritt, um 
das Geld endlich von 
den Reichen zu holen! 
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Die FPÖ nähert sich der Macht 
Die Krise der Regierung und die Präsidentschafts-
wahlen könnten zu vorgezogenen Neuwah-
len führen. Eine Regierungsbeteiligung der FPÖ 
wird wahrscheinlicher. SPÖ und ÖVP rittern da-
rum, wer den Koalitionspartner für Strache ma-
chen darf. Die FPÖ in der Regierung ist gefährlich 

– doch v.a. ist es ihre Politik, auch wenn sie „nur“ 
von SPÖVP umgesetzt wird.                 Seite  2 

USA: Bewegung gegen Trump
Die Wahl von Trump schockte Millionen welt-
weit. SozialistInnen rufen zur Einheit im Kampf 
aller sozialer Bewegungen auf – angefangen bei 
Black Lives Matter über den Kampf für Rechte 
von MigrantInnen, die Frauenbewegung und 
die Gewerkschaftsbewegung. Über Hinter-
gründe und Widerstand berichtet Ginger Jent-
zen aus Minneapolis.                          Seite   12

Schwerpunkt
Lange Zeit galt Österreich 
als Hafen politischer Sta-
bilität. Dies ist nun vorbei. 
Noch nie war die Notwen-
digkeit einer echten, lin-
ken Alternative so ofen-
sichtlich wie heute.                      
                                Seiten 7-10
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Alle Parteien im Parlament 
sind in einer Frage gleich: 
Sie machen Politik für die 
Elite und die Reichen!

Es ist höchste Zeit, 
dass wir uns wehren!
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von Sonja Grusch Die Amis 
wählen den Trump, „wir“ ha-
ben den Hofer verhindert. Die 
Wahlmotive der Clinton/VdB 
bzw. Trump/Hofer-WählerIn-
nen waren so unterschiedlich 
nicht. Der Wunsch nach Ver-
änderung ist zentral. Was nicht 

bedeutet, dass die jeweils anderen zufrieden mit dem 
aktuellen Zustand sind. Sie inden nur die angebote-
ne Veränderung mehr erschreckend als attraktiv. Es 
gab wohl kaum eine Wahl in der Geschichte, bei der 
weniger Menschen FÜR einen Kandidaten gestimmt 
haben als diesmal. Nicht einmal die WahlhelferIn-
nen des bürgerlich-neoliberalen VdB waren von ihm 
überzeugt. Begeisterung schaut anders aus. 

Doch hinter der Erleichterung darf nicht überse-
hen werden, dass fast die Hälfte jener, die gewählt 
haben (bzw. wählen durften) bereit waren, ih-
re Stimme einem rechtsextremen Sexisten zu ge-
ben. Und dass die FPÖ auch bei der Sonntagsfrage 
bezüglich Nationalratswahl in den Umfragen führt. 

Von einer Niederlage der FPÖ zu sprechen, ist also 
bestenfalls eine Momentaufnahme. Die Gründe, die 
Hofer, Trump & Co. stark machen sind unverändert. 
Und wenn VdB Wort hält – und davon ist auszuge-
hen –, dass er alles so weitermachen wird wie bis-
her, dann macht er sich damit real zum Wahlhelfer 
für die FPÖ. 

„GewerkschafterInnen für VdB“ haben 40.000 
Flugblätter österreichweit verteilt, gerade auch vor 
Industriebetrieben. Warum gibt es so starke Mobi-
lisierungen nicht auch bei anderen hemen? Für Ar-
beitszeitverkürzung und Mindestlohn oder für eine 
Reichensteuer? Durch solche Mobilisierungen und 
mit ofensiven Lohnverhandlungen wäre die Ge-
werkschaft viel eher in der Lage, etwas gegen die 
Grundlagen für den Aufstieg der rechten Hetzer zu 
tun. Also gegen Armut, Arbeitslosigkeit und Über-
arbeitung. So kann man Hofer & Co nämlich nach-
haltig verhindern.

Von 2000-2005 trieb die 
schwarz-blaue Regie-
rung ihr Unwesen. Ange-
sichts der Grauslichkeiten 
der nachfolgenden „gro-
ßen“ Koalition ist vieles 
in Vergessenheit geraten: 
Korruption und Freun-
derlwirtschaft erreichten 
neue Höhepunkte, die uns 
bis heute mit zahlreichen 
Prozessen (und Verurtei-
lungen) begleiten. In einer 
massiven Privatisierungs-
welle wurden Bundes-
wohnungen, Austria Ta-
bak und andere staatliche 

Unternehmen verschleu-
dert. Durch die Pensions-
reform werden die we-
nigsten von ihrer Pension 
gut leben können und Al-
tersarmut wird zum Mas-
senphänomen. Bei Bildung 
wurde u.a. durch Studien-
gebühren der Zugang ein-
geschränkt. Im Gesund-
heitswesen wurde bei Vor-
sorge und Rehabilitation 
gekürzt. Die FPÖ ist heute 
eine andere? Stimmt nicht: 
In Wels und Oberöster-
reich macht sie dort weiter, 
wo sie 2005 aufgehört hat.

Die grausige Bilanz 
von schwarz-blau

Wie können wir die Angriffe und 
kommenden Gefahren verhindern?

Den Trump nochmal
verhindert
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Jede künftige Regierung 
wird den Druck der Ka-
pitalistInnen umsetzen: 
die Angrife auf Löh-
ne, Sozialleistungen und 
Arbeitslose werden zu-
nehmen. Von der politi-
schen und sozialen Kri-
se proitiert v.a. die ext-
reme Rechte. Das sozia-
le Gehabe der FPÖ setzt 
bei den realen Problemen 
an – und gibt rassistische 
Scheinantworten. Die an-
deren Parteien können 
nicht kontern, weil ih-
re Politik schuldig daran 

ist, dass die Lebensreali-
tät für immer mehr Men-
schen schwierig wird und 
sich immer größere Teile 
von „den PolitikerInnen 
da oben verarscht“ vor-
kommen. Wenn wir der 
rechten Gefahr den Wind 
aus den Segeln nehmen 
wollen, müssen wir selbst 
eine politische Alternati-
ve der ArbeiterInnen und 
Jugendlichen und kämp-
ferische Gewerkschaften 
aufbauen und es mit dem 
kapitalistischen System 
selbst aufnehmen.

Fix ist nichts, doch die Kri-
se der Regierung und die 
Präsidentschaftswahlen 
könnten zu vorgezogenen 
Neuwahlen führen. Egal, 

wann gewählt wird: Eine 
Regierungsbeteiligung der 
FPÖ wird wahrschein-
licher. Und FPÖ-Poli-
tik wird ohnehin schon 
die ganze Zeit gemacht. 
Was wir zur Zeit erleben, 
ist eine Welle von sozia-
len Angrifen und Kür-
zungen – besonders rund 
um die Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung: Kür-
zungen bei Flüchtlingen, 
Deckelung auf 1.500€... 

Widerliche Angrife, die 
v.a. Frauen und Kin-
der trefen. Die ÖVP ar-
beitet Hand in Hand mit 
der FPÖ als Speerspitze 

des sozialen Kahlschlags. 
Auch die SPÖ ist entge-
gen aller Rhetorik bereit, 
bei den Ärmsten zu spa-
ren. So redet z.B. „Sozial“-
Stadträtin Sonja Wehse-
ly davon, die Mindestsi-
cherung auch auf Sach-
leistungen zu orientieren 
– also weniger Geld, dafür 
aber mehr Gutscheine zu 
verteilen. 

Doch trotz aller Kür-
zungen geht es den Kapi-

talistInnen zu langsam. 
Die Industriellenverei-
nigung ruft nach dem 
12-Stunden-Tag, Sen-
kung der Lohnnebenkos-
ten und Kürzungen bei 
den Ärmsten – um Löhne 
zu drücken, Arbeitsbe-
dingungen zu verschlech-
tern und letztendlich ihre 
Proite in Zeiten der kapi-
talistischen Krise zu si-
chern. 

Mit blau-schwarz liebäu-
geln viele in der ÖVP – und 
auch Kern gibt sich betont 
freundlich im „Streitge-
spräch“ mit Strache. Die 
FPÖ in der Regierung ist 
gefährlich – doch v.a. ist 
es ihre Politik, auch wenn 
sie „nur“ von SPÖVP um-
gesetzt wird. Wir brau-
chen eine Alternative zu 
diesem ganzen Mist!

Stefan Gredler

Ob ein Ende mit Schrecken oder 
ein Schrecken ohne Ende: Die 
FPÖ nähert sich der Macht.

Neuwahlen und FPÖ-Regierung?
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Bundesheer und Polizei 
als bewaffnete Einheiten 
des Staates sind dazu da, 
die Interessen der Herr-
schenden gegen Protes-

te von unten zu vertei-
digen. Ex-Verfassungs-
schutz-Leiter Gert R. 
Polli spricht hier Klar-
text: „Österreich bereitet 
sich auf soziale Unruhen 
vor“. Minister Dosko-
zil (SPÖ) steht für diesen 
Kurs. Terror und dessen 
Opfer (Flüchtlinge) lie-
fern nach dem Sparkurs 
Argumente für Aufrüs-
tung. Nicht nur Rassis-
mus, Repression, Über-

wachung und Abbau 
bürgerl ich-demokrati-
scher Rechte, sondern 
Aufrüstung insgesamt ist 
wieder angesagt. 

Gemeinsam mit Innenmi-
nister Sobotka (ÖVP) hat 
Doskozil ein „Sicherheits-
paket“ geschnürt. Terror-
anschläge werden damit 
nicht verhindert, sind aber 
das „Argument“. Das Geld 
für die Polizei, das wir be-
zahlen, heißt „Terrormil-
liarde“. Wirkliche Sicher-
heit gibt es aber nur durch 
soziale Sicherheit! Soziale 
Misere, Perspektivlosigkeit 
erzeugen Unruhen – auf 

fortschrittliche, organi-
sierte Art (Demos, Streiks) 
oder auch auf reaktionä-
re Art („Bürgerwehren“, 
Randale). Ein hoher Mi-

litär nennt als kommen-
de Einsatzbeispiele u.a. 
„gegen Österreich gerich-
tete Großdemonstratio-
nen". „Österreich“ bedeu-
tet hier: die Herrschenden!

So beschloss die Regie-
rung im September, das 
Bundesheer mit mehr 
Kompetenz nach innen 
auszustatten. Im gemein-
samen Ministerratsvortrag 
von Doskozil und Sobotka 
heißt es: „Schafung einer 

neuen originären Aufgabe 
des ÖBH in der Bundesver-
fassung zur Vorbereitung 
auf Einsätze im Rahmen 
der Umfassenden Inne-
ren Sicherheit.“ Einerseits 
bringt die Aufrüstung Rie-
senproite für Unterneh-
men (z.B. Glock). Anderer-
seits ist auch Österreich ein 
imperialistisches Land mit 
Unternehmen, die Pro-
ite v.A. am Balkan ma-
chen (z.B. Raifeisen). Die-
ses Kapital will geschützt 
werden. Deshalb beteiligt 
sich Österreich verstärkt 
am imperialistischen Mi-
litarismus. Der militäri-
schen Aufrüstung auf Seite 
der Herrschenden müsste 
eine politische Aufrüstung 
auf unserer Seite durch so-
zialistisches Programm, 
Strategie und Methode 
entgegengestellt werden. 

Helga Schröder

Das oizielle Parteiorgan 
der FPÖ ist die wöchent-
lich erscheinende „Neue 
freie Zeitung“. Darüber 
hinaus erscheinen noch 
zahlreiche andere Blätter 
des rechten und rechts-
extremen Lagers. So z.B. 
in Oberösterreich „Info-
DIREKT“, das Putin und 
Assad unterstützt. He-
rausgeber ist der „Ver-
ein für Meinungsfreiheit 
und unabhängige Publi-
zistik“, dessen Obmann 
Karl Winkler auch Vor-
sitzender der rechts-
extremen „Österrei-
chischen Landsmann-
schaft“ ist. Ebenfalls aus 
Oberösterreich kommt 
der „Wochenblick“, der 
durch Schlagzeilen wie 
„Muslime machen Jagd 
auf Christen“ aufällt. 
Diese Zeitschrift gehört 
der „Medien24 GmbH“, 
deren Eigentümer ein 
ehemaliges FPÖ Mitglied 
ist.

Sowohl „Info-Direkt“ 
als auch „Wochenblick“ 
orientieren sich stark an 
Zeitungen wie „Heute“. 
So kann man in ihnen 
Horoskope, Kochrezep-
te oder Sportartikel in-
den. Beide werden re-
gelmäßig gratis verteilt. 
Genau das macht sie so 
gefährlich. Da werden 
hinter scheinbar harm-
losen Artikeln Ver-
schwörungstheorie und 
rechtsextremes Gedan-
kengut verbreitet.

„ W o c h e n b l i c k “ 
kommt trotz Gratis-
Verteilung fast ohne In-
serate aus, die wenigen 
Inserate, die zu inden 
sind, kommen von der 
FPÖ Linz, dem RFJ OÖ 
und der freiheitlich re-
gierten Stadt Wels. Wo-
her diese Zeitschriften 
ihr Geld haben ist un-
klar, doch allein schon 
der Druck dieser Hoch-
glanzmagazine zeigt, 
dass es in der rechten 
Szene sehr viel Geld 
gibt. Ob es von reichen 
Einzelpersonen und 
Unternehmen kommt 
oder über Parteien aus 
Steuergeldern abge-
zweigt wird: Dass sol-
che rechten Schmud-
delblätter über ihre 
Geldgeber schweigen, 
ist bezeichnend.

Nicolas Prettner

Der rechte Rand

Es geht Richtung Berufs-
heer: Mehr längerdienen-
de SoldatInnen, Lebens-
zeitanstellung, in den kom-
menden vier Jahren 3.800 
neue BerufssoldatInnen. 
Spezialisierung: 6. Jägerb-
rigade wird zum Komman-
do Gebirgskampf mit Aus-
bildungsaufgabe für die EU, 
eigene hunderte Mann star-
ke Truppe für das Militär-
kommando Tirol und ixer 
Hubschrauberstützpunkt 
in Vomp, Investitionen in 
Aufklärung und Cyberde-
fence.

Bei Heereseinkäufen geht 
es um CRC-Ausrüstung 
(Crowd-and-Riot-Control 

- Einsatz gegen Menschen-
ansammlungen – De-
mos etc.). Das Bundesheer 
war damit u.a. in Bosni-
en. Gekauft werden u.a. 
18 Stück Allschutz-Trans-
portfahrzeuge „Din-
go“ plus 16 Stück zusätz-
liche Wafenstationen, 22 
Stück Geschütztee Mehr-
zweckfahrzeuge „Husar“ 
und sieben Stück Mann-
schaftstransportpanzer 

„Pandur“.

Im April kündigte Innen-
minister Sobotka an, dass 
die Polizei bis 2020 mehr 
als eine Milliarde Euro zu-
sätzlich bekommen wird – 
für 1.500 Neuaufnahmen 
heuer, bis 2020 weitere 
2.000 sowie 250 zusätz-
liche Planstellen für die 
Verwaltung und 500 Neu-
aufnahmen im Bundesamt 
für Fremdenwesen und 
Asyl. Heeresminister Dos-
kozil verkündete, dass das 
Bundesheer bis 2020 zu-
sätzlich 1,3 Milliarden Eu-
ro bekommt.

Die Polizei schaft hunder-
te Sturmgewehre (für jede 
Funkstreife), Hubschrauber 
und Panzerfahrzeuge an. 
Außerdem: Sicherheitsbür-
ger, Sicherheitsgemeinde-
räte, Community-Polizis-
ten, Community-Referen-
ten, Präventionsbediens-
tete, Sicherheitspartner. 
Vorreiter ist mit „Sicher-
heitspartnern“ rot-blau 
im Burgenland. Wer proi-
tiert? Eine private Sicher-
heitsirma. Auch Rechst-
extreme agieren in solchen 

„Sicherheits“strukturen.

„Crowd Control“ gegen Klassenkampf

Die Furcht vor Unruhen und sozialen 
Bewegungen lässt die Herrschenden 
verstärkt nach der Waffe greifen.

Der Staat rüstet auf
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Am 23. Oktober begannen 
die KV-Verhandlungen 
im privaten Sozialbereich. 
Um dabei Druck von un-

ten auf die VerhandlerIn-
nen aufzubauen, organi-
sierten AktivistInnen der 
Initiative „Sozial, aber 
nicht blöd“ und der SLP 
eine Aktion vor der ÖGB-
Zentrale. Wir forderten 
eine KV-Erhöhung von 
4%, aber mind. €150, eine 
Arbeitszeitverkürzung auf 
35h/Woche ohne Lohn-
verluste und einen Kampf 
gegen prekäre Arbeits-
verhältnisse. Um tatsäch-

lich gut und sicher arbei-
ten zu können, braucht es 
all das. Durch die Folgen 
der kapitalistischen Kri-

se, z.B. Krieg, Armut und 
Obdachlosigkeit, wächst 
auch der Bedarf im Sozi-
albereich, aber bei nicht 
ausreichender Finanzie-
rung eben auch der Druck 
auf uns SozialarbeiterIn-
nen. Wenn etwa eine Wär-
mestube für Wohnungslo-
se im Winter immer mehr 
KlientInnen hat, mehr 
BetreuerInnen aber nicht 
vorgesehen sind, und die, 
die schon da sind, eh ans 

Limit gehen - dann ist das 
nicht nur anstrengend, 
sondern auch ungesund 
und gefährlich. Die For-
derungen nach Verbes-
serungen stehen nicht 
im leeren Raum, sondern 
bauen auf Erfahrungen 
von KollegInnen auf.

Um tatsächlich efektiv zu 
sein, muss die Basis der 
Proteste ausgebaut wer-
den. Wie schafen wir 
das? Es gibt viele Wege 
- fast alle bedeuten Ver-
netzung. Gespräche mit 
KollegInnen oder Klien-
tInnen über ihre Erfah-
rungen, Probleme oder 
ein gemeinsames Trefen 
mit dem Betriebsrat sind 
gute Anfänge. Eine gu-
te Grundlage für so ein 
Gespräch kann eine Un-
terschriftenliste mit For-
derungen wie denen von 

„Sozial, aber nicht blöd“ 
sein. Natürlich kann es 
nicht nur beim Unter-
schriften-sammeln und 
Reden bleiben! Lade dei-
ne KollegInnen, KlientIn-
nen und FreundInnen zu 
Aktionen, Vernetzungs-
trefen und Demonstrati-
onen ein. Schon eine klei-
ne Kundgebung oder Ver-
teilaktion kann ein wich-
tiger Schritt sein. Wir 
können uns nicht einfach 
auf Verhandlungen hin-
ter verschlossenen Türen 
verlassen, bei denen wie-
der nur ein fauler Kom-
promiss raus kommt! Wir 
müssen zeigen, dass es 
uns nicht egal ist – und 
wir können auch nicht auf 
Initiativen der Gewerk-
schaftsführung warten. 
Vernetze dich und werde 
aktiv!

Nikita Tarasov

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Nach London und Paris 
streikten in Turin am 
8. Oktober erstmals 50 
der 300 ZustellerInnen 
des deutschen Essens-
lieferanten foodora. 
Auslöser war der neue 
Arbeitsvertrag. Foodo-
ra strich das feste Ein-
kommen von fünf Eu-
ro/Stunde, bezahlt soll 
nur mehr pro Liefe-
rung werden. Gefordert 
wurde ein Gehalt von 
7,50 Euro/Stunde so-
wie ein Euro pro Liefe-
rung. Gestreikt wurde 
unter dem Motto „foo-
dora et labora“ mit den 
eigenen Fahrrädern, 
die für die Lieferungen 
benötigt werden. Der 
Widerstand erhielt sehr 
viel Solidarität, sowohl 
unter der Kundschaft 
als auch bei den Fah-
rerInnen aus Mailand. 
Lokale Zeitungen be-

richteten ausführlich 
über die Proteste. Die 
kreative Umgestaltung 
des Firmenlogos führ-
te zum Shitstorm ge-
gen foodora in sozia-
len Medien. Aber man 
blieb nicht im Internet: 
der Kampf war mit lo-
kalen Versammlun-
gen und Straßenakti-
onen verbunden. Da-
bei wurden Flugblätter 
mit den Forderungen 
verteilt, u.a. in den Re-
staurants, die mit foo-
dora Geschäfte ma-
chen. Der Nachricht 
folgte ein Boykott, dem 
sich lokale Restau-
rants anschlossen. Ei-
ne Gruppe besuchte 
den Hauptsitz der Fir-
ma, das Management 
sperrte sich darauf-
hin für drei Stunden 
selbst ein. Es gab klei-
ne Zugeständnisse bei 
der Bezahlung pro Lie-
ferung. Aber die sich 
modern und hyp ge-
bende Firma, die Leute 
bei einer App anstellt, 
reagierte, wie es Ka-
pitalisten halt tun: mit 
de facto Kündigung 
der Verträge (die Fah-
rerInnen erhalten kei-
ne Aufträge mehr). Der 
Widerstand geht also 
weiter.

Alois Hofer

Sozialbereich: Vernetzen und aktiv werden!

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

Sechs Euro, ein Kinderpunsch 
und kalte Füße
Eine Bekannte betreut bis 
spät abends einen Stand 
am Weihnachtsmarkt. 
Vielen macht die Arbeit 
anfangs Spaß, weil sich die 
BesucherInnen gut gelaunt 
durch die Märkte tum-
meln. Oft ist aber nichts 
los – in der Hütte zu lesen 
oder das Handy zu gebrau-
chen, ist aber untersagt.

Bitterkalt ist es immer, 
oft regnet es auch und 
trotz eines kleinen Heiz-
strahlers sind die Füße 
am Ende des Tages eis-
kalt. Gearbeitet wird sechs 

Tage die Woche jeweils 
neun Stunden (=54 Stun-
den). Angestellt ist mei-
ne Bekannte allerdings für 
1.100 Euro netto für eine 
40-Stunden Woche. Wie 
genau die Abrechnung von 
Arbeits- und Überstun-
den durchgeführt wird, ist 
vielen unklar. Als die Kas-
se nicht stimmte, muss-
te sie den fehlenden Be-
trag aus eigener Tasche 
begleichen. Umgeben von 
Köstlichkeiten bekommt 
sie nur einen gratis Kin-
derpunsch täglich. Hinter 

der kleinen Bude steht ei-
ne große Firma, in ihrem 
Fall das Gastronomieun-
ternehmen Eleven Gast-
ro und Service Gmbh, die 
u.a. auch das Salettl im Al-
ten AKH in Wien betreibt. 
Als sie krank wurde, wur-
de sie gekündigt, „durf-
te“ dann aber wieder ar-
beiten, als sie wieder ge-
sund war – wie großzügig. 
Apropos: Ein Punsch kos-
tet 3,80. Nach einem Tag 
hat so ein Stand 2000 Euro 
eingenommen.

Shona hompson

Die Wut über Niedriglöhne und 
mangelnde Ressourcen ist groß – 
Bündeln wir sie!
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...Und es hat sich viel ge-
tan, seitdem das CWI vor 
35 Jahren nach Österreich 
kam. Nachdem die SLP 
seit Jahren eine führende 
antifaschistische Kraft in 
Österreich ist, sich gegen 

AbtreibungsgegnerInnen, 
Homophobe, und Funda-
mentalisten aller Religi-
onen stellt, und zwar je-
de Woche und regelmäßig, 
haben wir uns auch mal 
einen Samstag genom-
men, um 250 Ausgaben 
des Parteiorgans „Vor-
wärts“ und 35 Jahre un-
serer Geschichte zu zeleb-
rieren. Das Fest am 5.11 im 

10. Bezirk in Wien war ein 
voller Erfolg! Autor und 
Ex-Vorwärtsler Andreas 
Pittler las aus seinem Buch 
"Tatort Gemeindebau", ge-
folgt von Singer und Song-
writerin Laura Rafetseder, 

Rot Wild und Knov bis 
dann Kid Pex die Bühne 
rockten. Neben Getränken 
und Essen wurden auch 
gemütlich diverse Dis-
kussionen geführt. Neben 
Exemplaren von allen 250 
Zeitungen gab es auch al-
te Fotos zu bestaunen und 
einen Infotisch mit ak-
tuellem Material. Auf 35 
Wandtafeln (für jedes Jahr 

eine) wurde ein Überblick 
über unsere Aktivitäten 
gegeben -  nicht alle, da 
wäre die Schrift zu klein 
geworden. Sehr beeindru-
ckend! Es kamen auch Ak-
tivistInnen vom Aufbruch 

Planungstrefen, dem lin-
ken Projekt, an dem sich 
die SLP aktiv beteiligt. 
Wir haben am Fest Spaß 
mit Inhalt verbunden und 
uns vernetzt und werden 
das auch weiterhin tun, 
spätestens bei “Dangerous 
Ideas“ in Linz, am 9. De-
zember im Stuwe Jugend-
zentrum. 

Alec Jakolic

Vorwärts & SLP : Das Fest

35 Jahre sind vergangen, seit die Gruppe 
„Vorwärts“ entstanden ist, aus der die 
SOV und dann die SLP wurde.

In der Nacht des 3. Novem-
ber startete Erdoğans AKP-
Regime eine neue Repres-
sionswelle gegen die tür-
kisch-kurdische Links-
partei HDP. Zahlreiche 
Abgeordnete (und davor 
auch Bürgermeister) wur-
den verhaftet. Einrichtun-
gen der HDP, der kurdi-
schen Bewegung und der 
Linken werden vom Regime 
attackiert. Diese neue Eska-
lation ist ein weiterer Ver-
such Erdoğans, seine Macht 
zu festigen und die Lin-
ke und die ArbeiterInnen-
bewegung zu zerschlagen. 
Die SLP und unsere türki-
sche Schwesterorganisati-
on Sosyalist Alternatif sind 
solidarisch mit den Betrof-
fenen der Repression. Wir 
meinen: Jetzt braucht es in-
ternationalen Widerstand 
und auch Druck gegen die, 
die Erdoğan stützen, wie 
EU und österreichische Re-
gierung.

So haben wir auch am 
Linzer Taubenmarkt am 
8. und 15. November ge-
meinsam mit zwei tür-
kisch-kurdischen Vereinen 
zwei aufeinanderfolgen-
de Solidaritätskundgebun-
gen abgehalten. Mehrere 
kämpferische Reden stell-
ten klar, auf welcher Sei-
te wir stehen. Auch Beiträ-
ge und Stellungnahmen in 
türkischer Sprache wurden 
vorgelesen. Es wurde sogar 
mitten am Taubenmarkt 
gemeinsam zu kurdischer 
Musik getanzt. Ein SLP-
Aktivist und Moderator der 

Kundgebung kommentier-
te das über die Lautspre-
cheranlage so: "Diese Mu-
sik, dieser Tanz ist das beste 
Symbol für die Perspekti-
ve einer positiven Zukunft, 
für die die linke Bewegung 
in der Türkei und Kurdistan 
steht. Sie sind es nämlich, 
die für eine Zukunft kämp-
fen, in der alle Kulturen 
und ethnischen Gruppen 
frei sind, alle Menschen in 
Wohlstand und sozialer Si-
cherheit leben können und 
niemand Angst vor Polizei-
gewalt haben muss."

Die Solidarität war auch 
hier von Nutzen. Die Zu-
sammenarbeit mit der lin-
ken türkisch-kurdischen 
Community wurde ver-
stärkt. "So muss Solidari-
tät in der Praxis aussehen", 
meinten viele AktivistIn-
nen. 

Bei einer Diskussions-
veranstaltung danach be-
schäftigten wir uns dann 
näher mit der Situation 
in der Türkei und Kurdi-
stan und der Position der 
HDP. Darin meinte Manuel 
Schwaiger (SLP Gmunden) 
trefend: „Der einzige Weg, 
die Kurdistan-Frage zu lö-
sen, ist das Bündnis mit der 
türkischen ArbeiterInnen-
klasse!“

Wir werden weiterhin 
die Entwicklungen im Au-
ge behalten, uns in Solida-
rität üben und den gemein-
samen Kampf mit unseren 
türkischen und kurdischen 
KollegInnen organisieren. 

 Jan Millonig

Linz: Solidarität mit 
KurdInnen & HDP

Gemeinsam gegen 
Sexismus aufbrechen!
Am Mittwoch, den 16.11., 
protestierten AktivistIn-
nen von Aufbruch, der 
SLP und Nicht mit mir ge-
gen das sexistisch-rassis-
tische Buch „Für ein frei-
es Österreich“ des Brigit-
tenauer FPÖ-Bezirksrats 
Michael Howanietz. Nach-
dem vor dem Bezirksamt 
eine Kundgebung abge-
halten wurde, betraten wir 
den Saal noch vor dem Sit-
zungsbeginn und hielten 
von den BesucherInnensit-
zen Zettel mit den Graus-
lichkeiten des Buches hoch. 

Aufbruch Aktivistin An-
na Svec las Zitate vor und 
fügte hinzu: „Dies ist das 
Frauenbild der FPÖ. Darü-
ber müssen wir sprechen.“ 
Die Sitzung wurde unter-
brochen, viele Bezirksrä-
tInnen, v.a. der FPÖ, ver-
ließen den Saal, jedoch gab 
es auch Applaus. Krone, 
W24 und Österreich be-
richteten durchaus posi-
tiv und zeigten so auf, wie 
rückschrittlich das Frau-
enbild der FPÖ ist.

 Janina Lenz 
(Aufbruch-Aktivistin)

Termin des Monats

Wir leben in bewegten Zeiten. Für MarxistInnen stel-
len sich zahlreiche Herausforderungen, die eine 
grundlegende Analyse des kapitalistischen Systems 
erfordern, aber auch den lexiblen taktischen Um-
gang in unterschiedlichen Situationen. Als internati-
onaler Gast wird Sarah Sachs-Eldridge von der Soci-
alist Party über das Corbyn-Phänomen und den Um-
gang britischer MarxistInnen damit berichten.

/.. in Wien: Seminar - Revolutionäre Taktik
Anmeldung unter slp@slp.at
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18 Grad im November spre-
chen gegen Wintersport. 
Schon in den letzten Jah-
ren hatten Wintertouris-
mus und Ski-Industrie mit 
den Auswirkungen des 

Klimawandels zu kämp-
fen: Ski-Rennen werden 
abgesagt, Pisten werden 
künstlich beschneit oder 
man weicht auf immer hö-
here Regionen aus. Den 
größeren Aufwand müssen 
dann Gemeinde oder Län-
der mitinanzieren, damit 
der Wintertourismus am 
Laufen bleibt. 

Daneben jammert die 
Wintersport-Industrie seit 
einiger Zeit auf hohem Ni-
veau und verlangt staat-

liche Unterstützung, um 
entfallene Gewinne zu er-
setzen. Schon vor Jahren 
beklagte die zuständige 
Gewerkschaft VIDA, dass 
die Unternehmen trotz 

ohnehin niedriger Tou-
rismuslöhne noch AMS-
Lohnzuschüsse wie selbst-
verständlich einfordern. 
Das „unternehmerische 
Risiko“ wird wieder ein-
mal auf dem Rücken der 
Gesellschaft abgeladen. 
Dass eine große Lobby im 
Hintergrund steht, zeigt 
sich auch daran, dass sich 
die Semesterferien mehr 
an der Bettenauslastung 
als an pädagogischen Ar-
gumenten orientieren. 

Aber auch als "Volks-
sport Nr. 1" knickt der 
Wintertourismus zu-
nehmend ein. Der Grund 
sind neben mangelnder 
Schneesicherheit v.a. stei-

gende Kosten: Ski, Ausrüs-
tung, Hotels und Liftkar-
ten übersteigen die Bud-
gets vieler Menschen um 
ein Vielfaches. Die großen 
Skigebiete verkommen zu 
Trefpunkten der weltwei-
ten Haute-Volée, wo die 
High-Society ihre angeb-
lich so spärliche Freizeit 
mit Prunk und Glamour 
abfeiert. Die meisten von 
uns kennen diese Orte nur 
mehr von den TV-Über-
tragungen der Ski-Ren-

nen. Die Branche reagiert 
mit Forderungen nach hö-
heren Budgets für Touris-
muswerbung.

Selbst bei den Skiorten gibt 
es aufgrund des Schnee-
Mangels zunehmend Pro-
bleme. Waren früher die 
Rennen Anfang Dezem-
ber noch Zuschauer- und 
Einschaltmagneten, sinkt 
durch die Verschiebungen 
und Absagen das Interes-
se. Um den „Ski-Zirkus“ 
brauchen wir uns aber 
nicht zu sorgen. Notfalls 
bauen die Öl-Scheichs ne-
ben den Formel 1 Renn-
strecken schnell ein paar 
Mega-Indoor-Skihallen 
und die Rennen inden 
dann in Dubai, Doha oder 
Katar statt. Hauptsache 
der Rubel rollt, fragt sich 
nur für wen. 

 Albert Kropf
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Hans-Peter Haselstei-
ner verkörpert das, 
was MarxistInnen ger-
ne den „weitsichtigeren 
Teil der Herrschenden“ 
nennen. Durchaus posi-
tiv wirkende Taten wie 
eine Großspende an Ute 
Bock, Forderung nach 
höherem Spitzensteu-
ersatz oder Überlegun-
gen zum „bedingungslo-
sen Grundeinkommen“ 
bilden den Mythos von 
„Österreichs Antwort 
auf George Soros (reiferer 
Milliardär mit salonlin-
ken Ambitionen)“ (Pres-
se 2013). Und dennoch; 
Haselsteiner repräsen-
tiert einen Flügel der ka-
pitalistischen Elite. Er 
ist u.a. Großaktionär des 
Bauriesen STRABAG. Bau 
von Kernkraftwerken, 
illegale Preisabsprachen? 
Egal, die Salzburger 

Nachrichten feiern ihn 
als „Baulöwe mit Herz 
für Kunst“, da er „mit 
dem Kauf der Sammlung 
Essl als großer Retter in 
Erscheinung trat“. Aber 
das ist doch genau keine 
Kunst bei DEM Vermö-
gen, dem privat angeeig-
neten Mehrwert der Ar-
beit von über 73.000 Be-
schäftigten!

Haselsteiner kann 
auch Politik. Unter „Nein 
zum Öxit“ vereint er 
mit Brigitte Ederer (ex-
SPÖ-EU-Staatssekretä-
rin, Siemens-Manage-
rin) und ex-Raifeisen-
Generalanwalt Chris-
tian Konrad quasi die 
Mittelmächte des bür-
gerlichen Niedergangs.
Das hat mit ernsthaftem 
Antifaschismus nichts 
zu tun. Ederer ärgert an 
Hofer und Trump, „dass 
man sich nicht auf sie 
verlassen könne“. Die 
Industriellenvereini-
gung (IV) sieht das an-
ders und nimmt „Unzu-
verlässigkeiten“ in Kauf. 
Die STRABAG trat kürz-
lich aus der IV aus. Ha-
selsteiner keck: „Kosten-
Nutzen-Überlegung“. 
So läuft die Strategie-
Debatte der Reichen & 
Mächtigen. Wir brau-
chen unsere eigene.

Franz Neuhold

Rote 
Seitenblicke 

Wir, Daniel Blake
Tausende Menschen sind 
seit der Einführung von 

„A rb eitsfä h igkeitsfest-
stellungen“ in Großbri-
tannien obdachlos ge-
worden oder in die Ar-
mut abgerutscht. Dun-
can Smith aus der Labour 
Party, der dieses Gesetz 
2007 eingeführt hat, aber 
lebt in einer zwei Milli-
onen Pfund Luxus-Villa. 
Regisseur Ken Loach und 
Produzentin Rebecca 
O‘Brian zeigen mit dem 
Film „I, Daniel Blake“ das 
wahre und grausame Ge-
sicht des Kapitalismus. 

Die Geschichte handelt 
vom 59-jährigen Tisch-
ler Daniel Blake, der seit 
einem Herzinfarkt keine 
körperliche Arbeit mehr 
verrichten darf, da seine 
Herz-Arythmie ihn sonst 
töten könnte. Gleichzei-
tig erhält er aber keiner-
lei Geld aus Pension oder 
Krankenplege, weil er am 
Arbeitsmarkt als arbeits-
tauglich eingestuft wird. 
Das Kappen der sozialen 
Sicherheitsnetze ist eine 
brutale Realität, die viele 
Menschen in Britannien, 
aber auch in Österreich, 

am eigenen Leib erleben 
müssen. Viele ZuseherIn-
nen weinten bei der Pre-
miere des Filmes und ih-
nen stand die Empörung 
über diese Kürzungen ins 
Gesicht geschrieben.

Betrofenheit ist gut, 
aber zuwenig. JedeR Ein-
zelne fühlt sich ohnmäch-
tig gegen die Institutionen 
und ihre Brutalität. Aber 
es gibt auch gemeinsa-
men Widerstand, auch in 
Britannien, und der ge-
hört organisiert und aus-
gebaut. 

 Stefan Brandl

Die Kosten der globalen Erwärmung 
tragen auch hier alle.

Wer profitiert vom Ski-Rummel?



Seit 2011 erhebt das OGM-
Institut regelmäßig das 
Vertrauen in Politik und 
PolitikerInnen. Beson-
ders hoch war es nie, doch 
2016 brachte die bisher ex-
tremsten Werte: 82% trau-
en der Politik wenig bis gar 
nicht, den PolitikerInnen 
selbst trauen sogar 89% 
nicht. Politische Instituti-
onen – die Regierung, die 
Opposition, das Parlament 
und die Parteien – haben 
durch die Bank negati-
ve Vertrauenswerte. Kein 
Wunder: während unser 
aller Leben immer schwie-
riger wird, während Prei-
se, Mieten und Arbeitslo-
sigkeit steigen, während 
die Wirtschaftskrise un-
sere Zukunftschancen ru-
iniert, erfreuen sie sich 
weiter ihrer Privilegien 
und liefern sich Scheinge-
fechte. Wenn sie tatsäch-

lich eine Reform zustande 
bringen, bringt sie uns nur 
noch mehr Verschlech-
terungen und Kürzun-
gen. Die etablierten Par-
teien haben uns nichts zu 
bieten, sie sind Lakaien 
den Banken und Konzer-
ne. Doch auch diese sind 
mit ihren politischen Ma-
rionetten unzufrieden. In 
der Wirtschaftskrise steigt 
die Nachfrage der Kapita-
listInnen nach konsequen-
terer Umsetzung ihrer In-

teressen: 12-Stundentag, 
radikaler Sozialabbau auf 
allen Ebenen und vieles 
mehr wird von Industriel-
lenvereinigung und Wirt-
schaftskammer gefordert. 
Das bringt die etablier-
ten Parteien unter Druck. 
Im Zwiespalt der Interes-
sen zwischen Industriel-
len und der Bevölkerung 
wirken PolitikerInnen im-
mer hilloser. Denn ei-
ne komplette Umsetzung 
der Wünsche der Unter-
nehmen wäre politischer 
Selbstmord.

Die Präsidentschafts-
kandidaten der Regie-
rungsparteien erreichten 
jeweils nur ca. 12%. Der 
Niedergang der Großpar-
teien hat tiefgreifende Fol-
gen für die österreichische 
Politik. Die 2. Republik, 
wie wir sie kennen, als von 
SPÖ und ÖVP dominier-

ter Proporzstaat, steht vor 
dem Ende. Österreich war 
nie ein besonders starker 
bürgerlicher Staat. Dazu 
fehlte die wirtschaftliche 
Stärke und eine machtvol-
le bürgerliche Klasse. So-
wohl die 1. als auch die 2. 
Republik wurden auf Basis 
der Klassenkollaboration 
aufgebaut – die Führung 
der ArbeiterInnenbewe-
gung half dem Bürgertum, 
einen Staat zu formen, der 
den Interessen des Kapi-

tals entsprach und ver-
zichtete auf einen konse-
quenten Kampf gegen die 
schwachen Herrschenden. 
Die 2. Republik wurde zum 
Verbände- und Partei-
enstaat, der von SPÖ und 
ÖVP co-gemanagt wur-
de. Sie verwuchsen immer 
mehr mit dem Staat. Pro-
porz, Freunderlwirtschaft 
und Hawarapartie waren 
die Folgen. Als der Verfas-
sungsgerichtshof die Wie-
derholung der Stichwahl 
aufgrund von Schlam-
pereien bei der Wahlaus-
zählung verordnete, leg-
te er damit nur ofen, was 
jahrzehntelang Normalität 
war. Die Krise der ehema-
ligen Großparteien zieht 
aufgrund ihrer engen Ver-
wobenheit staatliche Insti-
tutionen mit in den Stru-
del. Die Farce um die Prä-
sidentschaftswahl ent-

stand auch deswegen, weil 
der Verfassungsgerichts-
hof die Notbremse zie-
hen wollte, um nicht noch 
mehr Misstrauen in die Po-
litik aufkommen zu lassen. 
Das Wahlkartendebakel 
machte ihm einen Strich 
durch die Rechnung. 

Die Krise der österreichi-
schen bürgerlichen Demo-
kratie führt dazu, dass sich 
ein immer größerer Teil 
der Bevölkerung völlig von 

ihr entfremdet und sich im 
steigenden Prozentsatz der 
NichtwählerInnen wie-
derindet. Andererseits er-
laubt die aktuelle Situati-
on der FPÖ, sich als einzige 
Alternative zum verrotte-
ten alten System zu prä-
sentieren. Tatsächlich hat 
die FPÖ in der Vergangen-
heit immer dort, wo SPÖ 
und ÖVP sie etwas von der 
Macht mitnaschen ließen, 
sich genauso, wenn nicht 
noch gieriger und korrup-
ter verhalten als die Groß-
parteien. In Kärnten bau-
te sie über jahrzehntelang 
korrupte Netzwerke auf. 
In der Blau-Schwarzen 
Regierung sickerte sie in 
Kammern und Institutio-
nen ein. An der Macht er-
weist sie sich als die wil-
ligste Vollstreckerin der 
Interessen der kapitalis-
tischen Eliten. Das zeigen 

ihre Angrife auf die Min-
destsicherung und ihre 
brutale Kürzungspolitik in 
Oberösterreich. Dass vie-
le ihr das (noch!) durch-
gehen lassen, zeigt, wie 
unten durch die früheren 
Großparteien sind – und 
wie sehr eine linke Alter-
native fehlt.

Je unfähiger sich die 
„große Koalition“ erweist, 
die Forderungen der Herr-
schenden umzusetzen, 
desto mehr werden auch 

sie auf die FPÖ setzen. Die 
Mehrheit der Landesorga-
nisationen der Industriel-
lenvereinigung steht bereits 
hinter der FPÖ. SPÖ und 
ÖVP haben längst einen 
Anbiederungs-Wettlauf 
gestartet, wer mit der FPÖ 
als nächstes koaliert. Kei-
ne dieser Koalitionsmög-
lichkeiten wird eine politi-
sche Stabilisierung bringen 
– und schon gar keine Ver-
besserungen für die große 
Mehrheit der Bevölkerung. 
Vor uns steht eine Perio-
de der Instabilität und der 
vertieften wirtschaftlichen 
und politischen Krise. Die 
etablierte Politik wird zwi-
schen den Forderungen der 
Herrschenden und der Un-
zufriedenheit der Bevölke-
rung zerrieben. Das birgt 
zahlreiche Gefahren – aber 
auch Möglichkeiten. Noch 
nie war die Notwendigkeit 
einer echten, linken Al-
ternative so ofensichtlich 
wie heute: Eine neue Ar-
beiterInnenpartei, die aus 
der Wut über dieses Sys-
tem und den Kämpfen da-
gegen wächst. Eine Par-
tei, die nicht im politischen 
Zirkus mitspielt, sondern 
gegen jede Kürzung auf der 
Straße, im Betrieb, im Ge-
meinderat und im Parla-
ment kämpft. Eine Par-
tei, die für echte, sozialis-
tische, Demokratie in allen 
Lebensbereichen kämpft. 
Eine solche Partei können 
und müssen wir jetzt auf-
bauen. 

Sebastian Kugler & 
Simon Stockhamer

Lange Zeit galt Österreich als Hafen 
politischer Stabilität. Dies ist nun vorbei.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Die politische Krise spitzt sich zu
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 FCa. 1.551.000 Menschen, 
also 18,3% der 
Bevölkerung, waren 
2015 in Österreich 
armutsgefärdet, haben 
pro Haushalt also 
weniger als 1.163€ 
(=60% des Medianein-
kommens) im Monat 
zur Verfügung.
 F400.000 Kinder, also 
13%, sind von Armut 
betroffen. 43% davon 
haben kein Geld für 
Aktivitäten wie den 
Schul-Skikurs oder 
eine Fußballmann-
schaft. 10% dieser 
Kinder können kein 
Geburtstagsfest 
feiern. (Quelle: 
Statistik Austria)
 FAllein die reichsten 5 
in Österreich geben 
ein Vermögen von 
55,05Mrd.€ an. Das 
reichste Prozent der 
ÖsterreicherInnen 
verfügt über 38% des 
Vermögens und mehr 
als die unteren 90% 
gemeinsam. Das macht 
470.000.000.000€! 
(Uni Linz)
 F Im reichen 1. Bezirk 
in Wien kommen auf 
eineN Arzt/Ärztin 36 
EinwohnerInnen. Im 
ArbeiterInnenbezirk 
Favoriten ist das 
Verhältnis 1/713 und 
Simmering 1/738, 
also eine circa 20mal 
so schlechte medi-
zinische Versorgung 
(Quelle: MA23).
 FWer in der Gruppe der 
geringsten Einkommen 
ist (bis 980€netto) 
stirbt durchschnittlich 
zehn Jahre früher als 

Personen mit einem 
Einkommen ab 2450€ 
netto (Quelle: Robert 
Koch Institut).
 FEinkommen sind 
sehr abhängig vom 
Bildungsabschluss. 
Dieser ist in Österreich 
besonders abhängig 
von dem der Eltern, er 
wird quasi vererbt: Nur 
21% erreichen einen 
höheren Abschluss 
als ihre Eltern. Das 
liegt auch daran, dass 
je anspruchsvoller 
die Schulform ist, 
desto mehr Nachhilfe 
benötigt wird. 34% 
der SchülerInnen 
der AHS Oberstufe 
nahmen 2016 kosten-
pflichtige Nachhilfe 
in Anspruch. Circa 
790€ pro Familie und 
Jahr wurden alleine 
für professionelle 
Nachhilfe ausgegeben, 
nicht eingerechnet 
ist die Nachhilfe aus 
dem Bekanntenkreis. 
Insgesamt waren das 
2016 110 Millionen €! 
13% der Kinder aus 
Familien mit einem 
Einkommen unter 
1600€ netto bekamen 
Nachhilfe, 50% der 
Kinder aus Familien 
mit einem Einkommen 
über 2500€. (Quelle 
AK) Nachhilfe ist 
wohl inbegriffen bei 
der teuersten Privat-
schule in Österreich: 
50.000€/Jahr muss 
bezahlen, wer ein 
Kind auf die „St. 
Gilgen International 
School“ schicken will.

WirtschaftsforscherInnen 
sprechen von „Expan-
sion“, „Wachstum“ und 
„Aufwärtstendenzen“. Sie 
sind nicht überzeugt? Die 
Bundesregierung zumin-
dest baut auf die Analy-
sen von WIFO&Co, die 
von Besucherrekorden 
der Tourismus-Saison 

2016 und steigendem In-
lands-Konsum schreiben. 
Zweckoptimismus? Ver-
mutlich, denn wären sie 
ehrlich, müssten sie zuge-
ben, dass sie keine Lösun-
gen haben.

Für die sehr exportab-
hängige österreichische 
Wirtschaft ist die inter-
nationale Wirtschaftslage 
zentral. Schauen wir über 
den österreichischen Tel-
lerrand, gibt es mehrere 
Brandherde: Der wichtigste 
Handelspartner Österreichs 
ist die deutsche Wirtschaft. 
Deren wichtigstes Export-
land sind die USA. Trumps 
Ankündigungen für z.B. 
höhere Zölle und Strafsteu-
ern bremst Importe. Ange-
sichts der weltweiten Über-
produktion und Überkapa-
zitäten wären die Folgen für 
die deutsche Autoindust-
rie und die österreichischen 
Zulieferer (und ca. 450.000 
davon abhängige Jobs!) 
schmerzhaft. 

Auch andere Länder set-
zen verstärkt auf Abschot-
tung der heimischen Wirt-
schaft. Lösen wird das frei-
lich nichts, da es nur Sym-
ptome bekämpft, nicht die 

Ursache. Wie auch der Bre-
xit – dessen wirtschaftliche 
Folgen noch unklar sind – 
und der nicht die Ursache, 
aber vielleicht ein Auslö-
ser für weitere Einbrüche in 
Europa sein kann.

Gleichzeitig hat der Fi-
nanzsektor ähnliche Prob-
leme wie vor 2008: Die US-

Banken häufen faule Kredi-
te in Billionen-Höhe an, mit 
denen wie vor der Finanz-
krise spekuliert wird. Die 
italienische Bankenkrise ist 
der europäische Ausdruck 
desselben Problems: Itali-
ens Regierung will vorerst 
40 Milliarden Euro von der 
Europäischen Zentralbank. 
Und über ihre Mutterbank 
„UniCredit“ ist die Bank 
Austria mitten im Herzen 
dieser Krise dabei. 

Die Herrschenden konn-
ten keines der Probleme, 
das die Krise 2008 verur-
sacht bzw erzeugt hat, lö-
sen. Krise wechselt sich 
ab mit Phasen der Stag-
nation, die „Aufschwün-
ge“ sind minimal. Wir ha-
ben es nicht mit einer der 
„gewöhnlichen“ Konjunk-
turkrisen im Kapitalismus 
zu tun, die alle paar Jahre 
den Markt „reinigen“. Der 
Kapitalismus war über 60 
Jahren in einer Art „Aus-
nahmezustand“: der Nach-
kriegsaufschwung war ge-
folgt von proitablen Zeiten 
der Privatisierung und des 
Plünderns des ehemaligen 
Staatseigentums in Osteu-
ropa. Doch nun hat er wie-

der seinen Normalzustand 
erreicht.

Krise und Stagnation be-
deuten aber nicht gleich 
schlechte Zeiten für al-
le: Die großen Banken und 
Konzerne halten sich zwar 
mit Investitionen zurück, 
weil diese sich nicht lohnen. 
Aber auch in Österreich 
werden weiter Gewinne in 
Form von Dividenden und 
Boni an eine kleine Min-
derheit ausgezahlt. Die Zahl 
der MillionärInnen und das 
Vermögen der Superreichen 
steigen überproportional. 
Die Kluft zwischen Arm 
und Reich reißt mit extre-
mer Beschleunigung im-
mer weiter auf.

Da gibt es neue Konto-
führungs- und Banko-
matgebühren sowie Filial-
schließungen für die Kon-
sumentInnen und tausende 
Kündigungen für die Be-
schäftigten - aber 5,2 Milli-
arden Gewinn für die Ban-
ken 2015. 

Überhaupt bereiten sich 
die Herrschenden auf 
neue Angrife für 2017 vor: 
Wirtschaftskammer-Chef 
Leitl macht in der laufen-
den Herbstlohnrunde und 
bei den Forderungen an 
die Regierung einen neu-
en Vorstoß für „Arbeits-
zeitlexibilisierung“. In 
Sachen „Lohnnebenkos-
tensenkung“ inden die 
WirtschaftsvertreterIn-
nen in der Politik willige 
Vollstrecker. Das ist aber 
nichts anderes als eine 
versteckte Lohnkürzung 
und Geld, das für die Kapi-
talistInnen statt für Pen-
sionen, Gesundheitsver-
sorgung usw. eingesetzt 
wird. Laut Ärztekammer 
sollen 4,5 Milliarden im 
völlig unterinanzierten 

Arm und reich in Österreich

Die Herrschenden haben keine 
Lösungen - sie setzen auf 
zigfach gescheiterte Ideen.

 endet mit 
Kürzungen – 
 soll es 
so weiter gehen
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Von Niedrigzinsen über Nullzinspolitik bis zur „Quanti-
tativen Lockerung“: die StrategInnen von Kapital und 
Politik haben ihr geldpolitisches Pulver verschossen 
und nichts getrofen. Das Wachstum bleibt unter dem 
langjährigen Durchschnitt und die Krisenherde wer-
den eher mehr, als dass sie abnehmen würden. Wenn 
Kern nun auf Kreisky macht, stellt sich auch die Frage 
nach der „guten alten Politik á la Kreisky”. Doch kann 
der Austrokeynesianismus die Krise lösen?

Der britische Wirtschaftsprofessor John Maynard 
Keynes nahm an, dass die Krisen des Kapitalismus auf 
marktwirtschaftlicher Basis beendet werden könnten. 
Dazu sollten die Staaten in Krisenzeiten auf Schulden-
basis Geld in die Wirtschaft pumpen, um diese Schul-
den in Boomzeiten durch höhere Steuereinnahmen ab-
zubauen.

Keynes sah seine heorie nie als links oder gar an-
tikapitalistisch. Er wollte mit wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen den Kapitalismus stabilisieren. Der Aus-
trokeynesianismus unterscheidet sich vom klassischen 
Keynesianismus in einigen Punkten. Doch das macht 
ihn nicht antikapitalistischer. Tatsächlich ist er ein Sym-
ptom für die Verbürgerlichung der Sozialdemokratie.

Die Regierung Kreisky sah sich in den 1970er Jahren 
mit dem Ende des Nachkriegsaufschwungs konfron-
tiert. Darüberhinaus war die österreichische Wirtschaft 
im europäischen Vergleich weithin sehr veraltet. 
Die sozialdemokratische Alleinregierung ist durch ei-
ne Reihe von gesellschaftspolitischen Liberalisierungen 
wie SchülerInnenfreifahrt und Fortschritte bei Straf-
recht und Frauenrechten in Erinnerung. Diese Maßnah-
men wurden vom Kapital weitgehend unterstützt, wie 
sich auch an der Zustimmung der ÖVP für fast alle die-
ser Gesetze zeigte, während die Kosten sehr gering wa-
ren. Mit dem Eintrefen der Ölpreiskrise Anfang der 
1970er Jahre begann die Politik des Austrokeynesianis-
mus. Sie war von Anfang an nicht auf die Interessen der 
arbeitenden Bevölkerung gerichtet, sondern genauestens 
mit dem Kapital abgesprochen. Zum Abfedern der Hart-
währungspolitik wurden Exportgarantien eingeführt, 
bei denen, ähnlich wie bei den Landeshaftungen im Fall 
Hypo, der Staat den Unternehmen das Risiko abnimmt. 
Solche und ähnliche Maßnahmen wurden durch Staats-
verschuldung bezahlt – eine Suppe, die die ArbeiterIn-
nen bis heute bei Budgetkürzungen auslöfeln müssen.

Kreisky setzte auch nicht auf Klassenkampf, sondern 
auf „sozialen Frieden“. Die unter SPÖ-Kontrolle stehen-
den Gewerkschaften standen auf „moderate” Lohnfor-
derungen. Neue Sozialmaßnahmen wurden noch unter 
Kreisky selbst wieder eingespart, doch die niedrigeren 
Reallöhne blieben.

Am Ende scheiterte der Austrokeynesianismus an 
dem Versuch, Krisen zu überwinden, ebenso wie der 
Keynesianismus in allen anderen Staaten. Der Grund 
dafür liegt in dem Fehler der keynesianischen heorie, 
die Gründe für Krisen nur im Bereich der Verteilung der 
Waren anzusiedeln. Marx erkannte schon beinahe ein 
Jahrhundert zuvor „die allgemeinen Bedingungen der 
Krisen, soweit sie unabhängig von Preisschwankun-
gen sind [...] müssen aus den allgemeinen Bedingungen 
der kapitalistischen Produktion zu entwickeln sein“. 
Um Krisen zu überwinden, muss der Kapitalismus als 
Ganzes überwunden werden.

Manuel Schwaiger

Kreiskys Wirtschaftspolitik - 
im Interesse des Kapitals

Marx aktuell

Gesundheitsbereich ge-
kürzt werden. Das ist ein 
doppeltes Geschenk ans 
Kapital, das auf Lohnne-
benkosten-Senkung hof-
fen darf und die aufrei-
ßenden Lücken mit priva-
ten Konzernen füllen will. 
In Wien deutet sich in Sa-
chen Krankenanstalten-
verbund (KAV mit 30.000 
Beschäftigte) eine schritt-
weise Privatisierung an.

Überhaupt sind Länder 
und Gemeinden wohl wei-
ter die brutalsten Kürzer: 
Die Stadt Wien plant bis 
2020 ein Budget ohne Neu-
verschuldung, also eine 
Ausgabenkürzung um ca. 

570 Millionen Euro pro Jahr. 
Statt durch Steuern für Rei-
che auf mehr Einnahmen 
zu setzen, wird wieder 
beim Öfentlichen Dienst 
und den bereits ausgelager-
ten Bereichen gekürzt – al-
so z.B. bei Kinder- und Ju-
gendbetreuung, Gesund-
heitsversorgung, Plege und 
Altenbetreuung, Umwelt-
schutz etc. 

Wo die Bundespolitik sich 
noch aufs Hetzen gegen Er-
werbslose beschränkt und 
den Druck auf sie erhöht, 
gehen das schwarz-blaue 
Oberösterreich und das 
schwarze Niederösterreich 
mit der Kürzung bzw. „De-
ckelung“ der Mindestsi-
cherung voran. Wer glaubt, 
die Mindestsicherung wür-
de vom Arbeiten abhalten, 

ignoriert, dass die Mehr-
heit der EmpfängerInnen 
mit der Mindestsicherung 
ihre Niedriglöhne aufsto-
cken muss. Selbst laut ge-
schönter AMS-Berechnung 
liegt die Arbeitslosigkeit bei 
9,2%, also knapp einer hal-
ben Millionen Menschen. 
Doch sind nur ca. 42.000 
Stellen verfügbar. Wer Ar-
beitslosen die Verantwor-
tung für ihre Arbeitslosig-
keit gibt, lügt. Und wer sie 
mit mehr Druck und weni-
ger Geld „motivieren“ will, 
macht die Lüge zur Politik. 
Ein österreichisches „Hartz 
IV“ jedenfalls, das derzeit 
von Leitl, Finanzminister 

Schelling und Innenminis-
ter Sobotka gefordert wird, 
richtet sich nicht nur gegen 
Erwerbslose, sondern führt 
zu extremem Lohngefälle 
und Prekarisierung ganzer 
Branchen. 

Und statt die im Sys-
tem Kapitalismus angeleg-
ten Ursachen für Arbeits-
losigkeit zu benennen, ver-
suchen die Herrschenden 
und ihre Wirtschaftsfor-
scherInnen unseren Blick 
abzulenken. So steige zwar 
die Arbeitslosigkeit bis 2019 
laut WIFO weiter an, das lä-
ge aber an den Arbeitsmig-
rantInnen, die aus nicht ge-
nannten Gründen aber nur 
bis 2019 kämen. Dass seit 
Jahren auch österreichische 
Betriebe schließen und neu 
geschafene Jobs meist im 

Niedriglohnbereich liegen, 
verschweigt uns das WIFO. 
Was hat die Zielpunktpleite 
oder die von Alpine mit Ar-
beitsmigrantInnen zu tun? 
Nichts!

Eben weil die Krise eine ist, 
die im Wesen des Kapita-
lismus angelegt ist, sind 
die Lösungsversuche der 
Herrschenden allesamt 
wirkungslos und vergrö-
ßern die Kluft zwischen 
unten und oben. Hinter 
Kerns „New Deal“, von 
dem außer Ankündigun-
gen noch nichts zu hören 
war, steckt die Hofnung 
einiger Teile von Kapital 
und Politik, durch Förde-
rung die Binnennachfra-
ge anzukurbeln. Ange-
dacht sind öfentliche In-
vestitionen und Steuer-
senkungen. Nach 2008 ist 
genau das passiert: Dut-
zende funkelnagelneu re-
novierte Bahnhöfe in Ös-
terreich sind ein Beispiel 
dafür. Mehr als ein Stroh-
feuer kam bei diesen Maß-
nahmen nie rum: Auch 
Bürgerliche geben zu, dass 
der Mini-Efekt der Lohn-
steuersenkung schon wie-
der aufgebraucht ist.

Alles das müsste nicht 
sein. Es gibt nicht „zu we-
nig“. Armut und Arbeitslo-
sigkeit sind keine Naturge-
setze. Das System Kapitalis-
mus ist nicht alternativlos, 
wie sie uns immer einbläu-
en wollen. 2017 muss nicht 
das Jahr von „weiter Rich-
tung Abgrund“ werden, es 
könnte das Jahr des Wider-
stands werden. Dafür müs-
sen wir uns organisieren 
und diesen Widerstand in-
ternational aufbauen, denn 
Pessimismus nützt nur den 
Herrschenden.

Tilman M. Ruster

Bei den Bürgerlichen ist 
Plünder-Stimmung – 
Wer weiß, was kommt, versucht 
noch zu kassieren was geht.

Perspektiven
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Oftmals hat man das Ge-
fühl, es würde hierzulan-
de nur bei den Rechten 
was weitergehen. Im in-
ternationalen Vergleich ist 
das Niveau der Klassen-
kämpfe tatsächlich noch 
gering. Doch das ist kein 
Naturgesetz. Die österrei-
chische ArbeiterInnen-
klasse ist nicht weniger 
kampfähig, als die an-
derswo. Dies hat sie im-
mer wieder gezeigt: u.a. in 

den großen Streiks gegen 
die Lohn-Preisabkommen 
und die Sozialpartner-
schaft in der Nachkriegs-
zeit (mit dem Oktober-
streik als größten in der 
Geschichte der 2. Repub-
lik), mit wilden Streiks in 
den 1970ern, Massenpro-
testen gegen Privatisie-
rungen und dem de fac-
to Generalstreik gegen 
die Pensionsreform von 
Schwarz-Blau 2003. Auch 
in den letzten Jahren gab 
es immer wieder Massen-
proteste gegen Kürzun-
gen. So protestierten 2011 
Zehntausende in der Stei-
ermark gegen Kürzungen 
im Sozial- und Kulturbe-
reich. In Salzburg setzten 
sich die Landesbedienste-
ten 2012 erfolgreich gegen 
eine Nulllohnrunde zur 
Wehr. Dabei ließen sie sich 

nicht von der Zurückhal-
tung der Führung der Ge-
werkschaft GÖD, die die 
Nulllohnrunde akzep-
tierte, bremsen. Betriebs-
versammlungen und zwei 
de facto wilde Streiks mit 
mindestens 5.000 Teil-
nehmerInnen wurden von 
den Beschäftigten selbst 
organisiert. Die Landesre-
gierung von SPÖ und ÖVP 
war zunächst nicht einmal 
zu Verhandlungen bereit. 

Nach den Protesten muss-
ten sie einer Lohnerhö-
hung um 50 Euro monat-
lich zustimmen. Im selben 
Jahr starteten Flüchtlinge 
eine Protestbewegung ge-
gen die miese Unterbrin-
gung, die Abschiebepoli-
tik, sowie für den Zugang 
zu Arbeits- und Woh-
nungsmarkt. Diese konnte 
sich bis 2013 halten. Schon 
im Frühjahr 2013 streik-
ten alle acht Ordensspitä-
ler in Oberösterreich (mit 
10.000 Beschäftigten) für 
eine Gehaltsanpassung 
an die Inlation. Allein in 
Linz gingen am 20. Feb-
ruar 2013 2.000 KollegIn-
nen auf die Straße. Auch 
2015 kam es zu Protes-
ten im Gesundheitsbe-
reich mit mehreren hun-
dert TeilnehmerInnen in 
Wien. Auch bei SchülerIn-

nen, LehrerInnen und im 
Metallbereich gab es Mo-
bilisierungen. 

Dies sind einige Beispiele, 
die die Kampfbereitschaft 
österreichischer Arbei-
terInnen zeigen. Ein be-
trächtlicher Teil der öster-
reichischen ArbeiterIn-
nenklasse kann und will 
sich Lohnkürzungen und 
Verschlechterungen bei 
Arbeitszeit sowie Arbeits-

bedingungen nicht leis-
ten. 

Doch die Gewerk-
schaftsführung klam-
mert sich immer noch an 
die Rockschöße der SPÖ 
und die längst tote Sozi-
alpartnerschaft. Der ÖGB 
hatte sich schon bei sei-
ner Gründung mit dem 
Kapitalismus abgefunden 
und seitdem eine Politik 
der Klassenzusammen-
arbeit betrieben. Streiks 
waren dabei nicht vorge-
sehen. „Gehts der Wirt-
schaft gut, geht’s den Ar-
beiterInnen gut“ ist das 
reale ÖGB-Motto. Damit 
wurde aber nicht nur er-
reicht, dass seit Jahrzehn-
ten eine Umverteilung von 
unten nach oben stattin-
det, sondern auch, dass 
den ArbeiterInnen wichti-
ge Möglichkeiten, Kamp-

ferfahrung zu sammeln, 
genommen wurden. Auch 
wenn die Erfahrung fehlt, 
ist der Wunsch, endlich 
was zu tun, groß. Als die 
GPA zur kleinen Aktion im 
Sozialbereich rief, wur-
de ein großer Protest da-
raus. Beim Metallerstreik 
2013 waren die KollegIn-
nen wütend, dass die Ge-
werkschaft zu früh und 
für einen faulen Kompro-
miss den Arbeitskampf 
beendet hat. Auch diesmal 
wurde viel Säbel gerasselt, 
dann aber ein lauer Deal 
geschlossen, ohne die Be-
schäftigten darüber zu 
befragen. Viele KollegIn-
nen sind von den symboli-
schen Dampf-Ablass-Ak-
tionen genervt. Mit ech-
ten Kampfmaßnahmen, 
wie bundesweiten Streiks, 
wäre wesentlich mehr als 
1,6% Lohnerhöhung drin-
nen gewesen. Doch dafür 
braucht es eine kämpferi-
sche und demokratische 
Gewerkschaft. 

Überdeutlich ist auch, dass 
die etablierten Partei-
en nicht auf der Seite von 
Beschäftigten, Arbeits-
losen und ihren Familien 
stehen. Der Wunsch nach 
Alternativen zur herr-
schenden Politik war da-
durch bei allen Protesten 
breit vorhanden. Solan-
ge eine linke Alternati-
ve fehlt, kann es der FPÖ 
gelingen, diesen Unmut 
durch pseudosoziale Rhe-

torik für sich zu nutzen. 
Wenn wir also kämpferi-
sche und lächendecken-
de Proteste fordern, dann 
hat das zwei Gründe: Die-
se sind nötig, um die stän-
digen Verschlechterungen 
endlich zu stoppen UND 
um FPÖ & Co. zu stop-
pen. Dies gilt ebenso für 
eine neue ArbeiterInnen-
partei. „So etwas wie ei-
ne Linke in Deutschland 
bräuchte es ja eigentlich.", 
brachte es ein Landesbe-
schäftigter bei den Pro-
testen in Salzburg auf den 
Punkt. Derzeit haben die 
Unternehmen sechs Par-
teien im Parlament, die 
ihre Interessen vertreten 
und unseren Lebensstan-
dard angreifen – wir ha-
ben keine! Daher brau-
chen wir unsere eigene 
Organisation, mit der wir 
uns gegen diese Angrife 
wehren und für Verbes-
serungen kämpfen kön-
nen. Eine neue Arbeite-
rInnenpartei mit sozialis-
tischem Programm kann 
eine entscheidende Rol-
le bei der Vernetzung und 
Ausweitung von Protes-
ten spielen. Die Erfahrun-
gen der letzten Jahre ha-
ben gezeigt, dass dies im-
mer notwendiger wird. 
Also stecken wir den Kopf 
nicht in den Sand! Orga-
nisieren wir den Wider-
stand gegen Sozialabbau, 
Rassismus und die Politik 
für Superreiche.

Lukas Kastner

 Perspektiven

Es gibt weit mehr als 
Schnitzel und FPÖ! 

Oft hört man von zu wenig Protestbereitschaft in 
Österreich. Doch so einfach ist die Realität nicht.
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Worum geht es in der Kam-
pagne?

Moritz: Gegen das Han-
dyverbot an unserer Schu-

le haben SchülerInnen-
vertretung, Klassenspre-
cherInnen und SchülerIn-
nenkomitee ein Konzept 
ausgearbeitet, mit dem 
wir in den Schulgemein-
schaftsausschuss SGA ge-
gangen sind. Der Direktor 
(nicht stimmberechtigt) 
hat dagegen massiv Stim-
mung bei den Eltern und 
LehrerInnen gemacht. 
Darauf wurde das Kon-

zept in der Sitzung abge-
lehnt, obwohl die Schüle-
rInnen die absolute Mehr-
heit an der Schule sind!

Wie sieht euer Vorschlag für 
Umgang mit Handys aus?

Für Hausübungen, Zeit-
planung und E-Mails sind 
Handies sehr nützlich. 
OberstulerInnen ver-
nachlässigen soziale Kon-
takte, etc. nicht aufgrund 
des Handys. Für die Un-
terstufe haben wir Han-
dyzonen vorgeschlagen, 
sowie die Nutzung in den 
Freistunden. Während der 

Stunde bzw. in den Pau-
sen (außerhalb der Han-
dyzonen) muss das Handy 
weggeräumt sein. Ober-
stulerInnen dürfen das 
Handy in den Pausen be-
nutzen, nur nicht wäh-
rend der Stunde.

Welche Aktionen plant ihr im 
Rahmen eurer Kampagne?

Damit unser Konzept 
im SGA durchgeht, brau-
chen wir mindestens 
50%. Wir müssen Leh-
rerInnen- bzw.  Eltern-
vertreterInnen von dem 
Konzept überzeugen. Wir 
starten jetzt mal mit Un-
terschriftenlisten. Um 
möglichst viele Schüle-
rInnen zu erreichen, sind 
ein Komiteetrefen und 
eine SchülerInnenvoll-
versammlung geplant. 

Handyverbot an Schulen

Salzburger SchülerInnen gegen 
Handyverbot: Für gezielten, 
nicht wahllosen Einsatz.

Fünf Jahre nach dem arabi-
schen Frühling sind noch 
immer nicht die Forde-
rungen erfüllt, die Ju-
gendliche und Arbeite-
rInnen damals aufstellten. 
Es herrschen noch immer 
Armut, Arbeitslosigkeit 
und Mangel an Demokra-
tie. Die deutsche Zeitung 
TAZ schreibt: „Natürlich 
hat sich in den letzten Jah-
ren vieles in Marokko ver-
ändert. Seien wir objektiv: 
Wir müssen es anerken-
nen. Es wurden Straßen 
gebaut, Häfen, das Brut-
toinlandsprodukt steigt, 
und es gab Momente einer 
freien Presse.“ Es gibt im 
Maghreb insgesamt zwar 
über 9,2 Millionen Ar-
beitslose und die Mehrheit 
der Bevölkerung lebt in 
Armut, aber wenn es „Mo-
mente freier Presse“ gibt, 
reicht das der TAZ, ofen-
bar. Den Menschen vor 
Ort nicht. Besonders ver-
zweifelt sind die Jugendli-
chen. 2014 betrug die Ju-
gendarbeitslosigkeit schon 
über 20%. Jugendliche se-
hen auch keinen wählba-
ren Kandidaten, nur 42% 
gingen zur Wahl. Jugend-
liche sind es aber auch, die 
jetzt auf die Straße gehen. 
Anfang des Jahres protes-
tierten 350.000 Menschen 
gegen die Regierung. Die-
se reagierte die mit star-
ker Repression v.a. gegen 
Jugendliche - doch das 
verstärkte die Wut und es 
kam zu landesweiten Pro-

testen. Im Herbst wurde 
ein Fischer von der Poli-
zei in den Tod getrieben. 
Der Schwertisch des Fi-
schers wurde von der Po-
lizei beschlagnahmt, da er 
illegal geischt war, und 
in eine Müllpresse gewor-
fen. Der Fischer sprang 
dem Fisch nach, um seine 
Lebensgrundlage zu ret-
ten. Währenddessen rief 
die Polizei dem Arbeiter, 
der für die Presse verant-
wortlich war, zu er solle 
den Müll pressen. Der Fi-
scher wurde vor den Au-
gen der Menschen zer-
quetscht. Ein Video da-
von ging im Internet viral. 
Die Umstände in Marokko 
sind so fatal, dass sie Men-
schen zu solchen Aktio-
nen treiben. Am Wochen-
ende darauf gingen zehn-
tausende Menschen mit 
Slogans wie „Zerquetscht 
ihn“ auf die Straße, um 
gegen den König aufzu-
treten. Sie forderten wie-
der eine Revolution. Die 
Proteste schlagen auch 
auf andere Länder um. 
In Ägypten protestieren 
die Jugendlichen eben-
falls gegen die massive Ju-
gendarbeitslosigkeit von 
30%. Auch dort gingen 
auch nur mehr 16% der 
Jugendlichen zur Wahl. 
Dieses System hat der Ju-
gend im Maghreb nichts 
mehr zu bieten. Sie kön-
nen eine neue, wirkliche 
Revolution lostreten. 

Peter Hauer

Über nette Chefs bzw. die 
Illusion von Freundschaft
Per du mit dem Chef ist 
Trend in vielen Firmen. Das 
stellt Beschäftigte schein-
bar auf Augenhöhe mit den 
Vorgesetzten. Natürlich 
gibt es nette Chefs, zu de-
nen man ein gutes Verhält-
nis haben kann. Das än-
dert aber nichts daran, was 
beide Seiten ausmacht. Bei 
den unterschiedlichen In-
teressen in jedem Arbeits-
verhältnis kommt man mit 
den Vorgesetzten nicht zu-
sammen. Die Unterneh-
mer wollen möglichst viel 
Proit bei möglichst nied-

rigen Kosten. Wir wollen 
ein möglichst großes Stück 
vom Kuchen, dabei die Ar-
beitsbelastung aber unten 
halten. Das freundschaft-
liche „Du“ soll Konlikte 
wie diesen verwischen und 
Widerstand im Namen der 
Freundschaft zurückhal-
ten. Unsere einzige Mög-
lichkeit, um für alle Ver-
besserungen zu erlangen, 
ist keine Freundschaft mit 
dem Chef, sondern die So-
lidarität mit den KollegIn-
nen. 

 homas Hauer

Marokko: ein . 
Arabischer Frühling?

Ein 17-jähriger Ire wurde wegen Freiheitsberaubung ver-
urteilt – weil er an einem Protest gegen Wassergebühren 
teilnahm, der das Auto der Vizekanzlerin behinderte. 
Die Verurteilung ist blanke Klassenjustiz – sie wollen die 
Bewegung gegen die Gebühren einschüchtern. Das CWI 
Irland organisiert Solidarität.

Held des Monats
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USA: Bewegung gegen 
Trumps Politik aufbauen!

Die Wahl von Trump 
schockte Millionen welt-
weit. Sie war der Gipfel-
punkt eines Wahlzyk-
lus, in dem sich einfache 
Menschen gegen das poli-
tische Establishment und 
seine neoliberaler Agen-
da aulehnten. Die Wahl 
hat Parallelen zum Brexit-
Votum in Britannien und 
ist ein weiterer Indikator 
für die politische Krise 
der herrschenden Klassen 

in den USA und in Europa. 
Alle Institutionen des Ka-
pitalismus stehen vor ei-
ner tiefen Legitimations-
krise.

Trump trat mit einer 
der reaktionärsten Kam-
pagnen der US-Geschich-
te an, die Rechtextremen 
im ganzen Land einen 
massiven Selbstvertrau-
ensschub gab. Sie werden 
weiter versuchen, unzu-
friedene Schichten der 
weißen ArbeiterInnen-
klasse anzusprechen. Das 
ist eine gefährliche Ent-
wicklung für die US-Ge-
sellschaft. Socialist Alter-
native (SAlt) widerspricht 
aber der Behauptung, 
dass der Großteil der wei-
ßen ArbeiterInnenklas-
se Trumps Rassismus und 
Sexismus teilt. Die Wahl 
Trumps war in erster Li-

nie Ausdruck eines Wun-
sches nach Veränderung, 
eine Protestwahl gegen 
die Clinton-Dynastie und 
den Status Quo. Trumps 
Sieg zeigt, dass das Zwei-
Parteien-System bank-
rott ist.

Trump gewann in Staa-
ten, in denen gleichzei-
tig bei Referenda Mari-
huana legalisiert und der 
Mindestlohn angehoben 
wurde. Diese Ergebnis-

se, gemeinsam mit der 
Black Lives Matter- Be-
wegung und der breiten 
Unterstützung für den 15 
Dollar Mindestlohn zei-
gen, dass auch ein Links-
ruck im Bewusstsein von 
vielen stattgefunden hat, 
der nicht einfach rück-
gängig gemacht werden 
kann. Millionen junger 
Menschen unterstütz-
ten Bernie Sanders An-
ti-Establishment Kam-
pagne für freien Zugang 
zu Hochschulbildung und 
einen bundesweiten 15 
Dollar Mindestlohn. Sei-
ne Kampagne hatte 220 
Milllionen Dollar durch 
Kleinspenden aufgestellt 
– und zwar ohne die Un-
terstützung der Konzer-
ne. Die Demokraten foch-
ten einen harten Kampf, 
um Bernie zu besiegen, 

weil er für die Interessen 
des Kapitals inakzeptabel 
war und die Erwartungen 
der ArbeiterInnenklasse 
zu hoch angehoben hätte. 

Schlussendlich blieben 
auch Millionen zuhause 
– sie hatten nur die Wahl 
zwischen den zwei un-
populärsten KandidatIn-
nen in der US-Geschich-
te. 61% der WählerInnen 
misstrauten Trump, 54% 

dachten dasselbe über 
Clinton. Millionen be-
nutzten die Wahl um den 
Demokraten und dem Es-
tablishment der Repub-
likaner einen Denkzettel 
zu verpassen – in verzerr-
ter Art und Weise. Aber 
Trump könnte seine Un-
terstützer enttäuschen. 
Eine Mauer zu bauen wird 
nicht die Millionen gu-
ter Jobs schafen, die nö-
tig sind, um jene wettzu-
machen, die durch Au-
tomatisierung und Han-
delsdeals verloren gehen. 
Die herrschende Klasse 
sieht eine Präsidentschaft 
Trumps als potentiell 
schädlich für die Interes-
sen des US-Imperialismus 
in einer Zeit, in der der 
Einluss der USA weltweit 
schwindet. Sie werden 
besonders im Nahen Os-

ten von Russland und in 
Asien von China heraus-
gefordert. Andererseits 
hat Trump bereits ange-
kündigt, Wall Street Ban-
ken zu deregulieren und 
Steuererleichterungen für 
Superreiche umzusetzen. 
Ein Goldman Sachs Ma-
nager meinte, es ginge ein 
Scherz in Bankerkreisen 
herum, dass sie für Trump 
geworben hätten, wenn 
sie gewusst hätten, wie 
seine Politik aussieht. 

 Nur einen Tag nach der 
Niederlage der Demokra-
ten riefen diese, allen vo-
ran Obama und Clinton 
selbst, dazu auf, Trump 
eine Chance zu geben – 
und riefen damit zur Ein-
heit mit einem Mann auf, 
der ofen mit sexueller 
Gewalt angibt.

Socialist Alternative 
dagegen kämpft für den 
Aufbau einer massiven 
Widerstandsbewegu ng 
gegen Trumps gefährliche 
Agenda. Die Demokraten 
werden die ArbeiterIn-
nenklasse nicht gegen sei-
ne Politik verteidigen. In 
den Tagen nach der Wahl 
hatte SAlt große Proteste 
im ganzen Land mitiniti-
iert, 5000 in Minneapolis, 
10.000 in New York und 
Boston. Insgesamt brach-
ten wir mehr als 40.000 
Menschen gegen Trump 
auf die Straße.

Während die Demokraten 
für Einheit hinter ihrer 
kaputten Partei aufrufen, 

die für die Interessen des 
Kapitals angetreten war 
und verloren hatte, rufen 
wir für Einheit im Kampf 
aller sozialer Bewegun-
gen auf – angefangen bei 
Black Lives Matter, über 
den Kampf für Rechte von 
MigrantInnen, die Frau-
enbewegung und die Ge-
werkschaftsbewegung. 
Trumps Sieg repräsentiert 
die „Peitsche der Konter-
revolution“. Es wird Pro-
vokationen geben, die 
Millionen zur Verteidi-
gung ihrer Rechte in Ak-
tion zwingen werden. Je-
ne, die in der vergange-
nen Periode radikalisiert 
worden sind, müssen ihre 
Anstrengungen verdop-
peln, eine wirkliche Mas-
senbewegung aufzubau-
en, die unabhängig von 
der Kontrolle durch das 
Kapital ist. Für Trumps 
Inauguration am 21.1. ruft 
SAlt zu Massenprotesten 
auf. Es gibt Potential, um 
sozialistische Kräfte auf-
zubauen. Um dieser Be-
wegung eine Stimme zu 
geben und wirkliche Ver-
änderung zu erkämp-
fen, brauchen wir eine 
neue, unabhängige Partei 
der 99%, die für eine so-
zialistische Gesellschaft 
kämpft, die jungen Men-
schen eine Zukunft ohne 
Rassismus und Sexismus 
bietet.  

Ginger Jentzen
 Socialist Alternative, 

Minneapolis
www.socialistalternative.org

Die mächtigste Herrschende Klasse der Welt ist in 
einer schweren Krise. Das muss die Linke nutzen.
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Der Tod Fidel Castros hat 
eine neue Welle von „anti-
kommunistischer“ Propa-
ganda in bürgerlichen Me-
dien losgetreten. Von „Fal-
ter“ bis „Presse“ werden 

Folter, Diktatur und wirt-
schaftlicher Niedergang als 
Beweise für das „Versagen 
des Kommunismus“ ge-
führt und eine schnellere 
Öfnung der kubanischen 
Wirtschaft für kapitalisti-
sche Investitionen gefor-
dert.

Ganz bewusst wird ver-
sucht, Stalinismus mit So-

zialismus bzw. Kommu-
nismus gleichzusetzen, um 
so pauschal sozialistische 
Ideen durch den Dreck zu 
ziehen. Denn viele (junge) 
Menschen sind auf der Su-

che nach einer Alternative 
zum Kapitalismus. Krisen, 
Kriege, Umweltzerstörung 
und kein Ende in Sicht – 
der Kapitalismus zeigt uns 
täglich, dass er die Proble-
me nicht lösen kann.

Alles, was an Kuba ver-
teufelt wird, gehört an-
derswo zur kapitalisti-
schen Normalität: In Brasi-

lien regiert ein Regime, das 
nie gewählt wurde. In Me-
xiko werden protestieren-
de StudentInnen gekid-
nappt und streikende Leh-
rerInnen erschossen. Auf 
Kuba selbst betreiben die 
USA in Guantanamo das 
einzige Foltercamp. Dafür 
ist aber kein Platz in bür-
gerlichen Zeitungen.

Denn trotz aller Miss-
stände, die die stalinisti-
sche Bürokratie auf Kuba 
zur Folge hat, ist die Revo-
lution von 1959 ein Refe-
renzpunkt für viele, die auf 
der Suche nach einer Al-
ternative zum kapitalisti-
schen Wahnsinn sind. Das 
gilt auch für die russische 
Revolution, die sich 2017 
zum 100. Mal jährt: Diese 
Ereignisse sind für das Ka-
pital gefährlich und sollen 
diskreditiert werden. 
  Flo Klabacher

Fidel über Castros Tod

Antifaschistische Mobilisierung

Mit Diktatoren haben die 
Bürgerlichen in der Regel 
kein Problem. 
Mit Linken schon.

Wie viele Menschen bis-
her in den Trümmern der 
ehemals größten Stadt Sy-
riens den Tod gefunden 
haben, weiß niemand. 
Schätzungen reichen von 
40-60.000. Alle Beteilig-
ten haben massive Ver-
brechen an der Zivilbevöl-
kerung zu verantworten. 
Während sich die Auf-
merksamkeit westlicher 
Medien auf die Barbarei 
des „Islamischen Staates“ 
konzentriert, tobt rund 
um Aleppo ein Stellver-
treterkrieg, der die Grau-
samkeit des syrischen 
Bürgerkriegs ebenso wie 
seine Unlösbarkeit im 
Rahmen der imperialisti-
schen Ordnung verdeut-
licht. Die Ausweglosigkeit 
liegt u.a. darin, dass kei-
ne der beteiligen Kräfte in 
der Lage ist, einen militä-
rischen, geschweige denn 
politischen Sieg davonzu-
tragen. Jedes Mal, wenn 
bisher der Sieg einer Seite 
möglich erschien, führte 
dies zu einer weiteren Es-
kalation (z.B. den sunni-
tischen Milizionären folg-
ten schiitische, dem rus-
sischen Bombardement 
antworteten US-Bomber 
etc.). Dazu kommen die 
Interessen der lokalen Re-
gimes in der Türkei, Saudi 
Arabien, Iran, Qatar etc. 
Für den Großteil der Be-
völkerung vor Ort bietet 
keiner der Beteiligten ir-
gendeine Option für Frie-
den und ein menschen-
würdiges Leben. 

Sowohl der US- als auch 
der russische Imperialis-
mus haben proitable Inter-
essen, die sie in Syrien ver-
teidigen. Beide wissen, dass 
der Krieg nicht gewon-
nen werden kann und se-
hen das Land lieber kom-
plett in Trümmern als der 
anderen Seite einen Vor-
teil zuzugestehen. Dabei se-
hen sich beide Seiten auch 
im Konlikt mit dem IS und 
Al-Qaida und bevorzugen 
die „Stabilität“ des unent-
schiedenen Bürgerkriegs als 
ein neues „Gleichgewicht 
des Schreckens“.  

Die syrische Bevölkerung hat 
weder vom russischen noch 
vom amerikanischen Im-
perialismus etwas zu er-
warten. Die einzige Chan-
ce, Frieden zu bringen und 
den Menschen in Aleppo 
und Syrien ein menschen-
würdiges Leben zu schaf-
fen, liegt bei der internati-
onalen ArbeiterInnenbe-
wegung. Angefangen von 
lokalen nicht-sektiereri-
schen Selbstverteidigungs-
komitees in der Region, bis 
hin zur Bewegung gegen 
Erdoğan, hin zu Protesten 
gegen die Kriegspolitik von 
Putin und Obama-Trump. 
Als SozialistInnen müssen 
wir den aufkommenden 
Protesten und Bewegungen 
in der Region eine sozialis-
tische Perspektive geben. 
Der Bürgerkrieg ist inter-
national; das muss die Ant-
wort auf ihn auch sein.  

 Georg Maier

Imperialismus im 
Abgrund Aleppo 

Am 12. November nahmen 
Mitglieder von Rättvi-
separteit Sosialisterna, 
der  Schwesterorganisa-
tion der SLP in Schwe-
den, bei einer 6000 Men-
schen starken Anti-Na-
zi-Demonstration in 
Stockholm teil. Die CWI-
Mitglieder Elin Gauf-
fin und Ntobuah Julius 
Mvenyi waren dabei ne-
ben GewerkschafterIn-
nen und anderen Linken 
unter den RednerInnen. 
Der Protest der schwe-
dischen AntifaschistIn-

nen richtete sich dabei 
gezielt gegen eine De-
monstration von 600 Na-
zis - die bisher größte fa-
schistische Demonstra-
tion in Stockholm. Im 
Vorfeld des Protestes war 
gegen den Aufmarsch 
der Rechtsextremen auf 
breitester Ebene mobili-
siert worden, was letzt-
lich zum Erfolg der anti-
faschistischen Demons-
tration führte. RS Mit-
glieder verkauften 150 
Zeitungen.  
    www.sosialisterna.org

Britannien: Socialism 2016
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Vom 12. bis 13. November 
fand in London die Socia-
lism 2016- Konferenz der 
Socialist Party (CWI in Bri-
tannien) statt. Über 1.000 
Interessierte und Aktivis-
tInnen nahmen teil. Hö-
hepunkt war der Sams-
tag - am Podium sprachen 
u.a. Darletta Scruggs (So-
zialistin aus den USA) da-
rüber wie Trump gestoppt 
werden kann und Juan Ig-
nacio Ramos (Generalse-
kretär von Izquierda Revo-
lucionaria in Spanien) über 
die SchülerInnenstreiks 

in Spanien. Anna Palum-
bo, Wohnungs-Aktivistin 
in London sprach über den 
erfolgreichen Protest gegen 
Delogierungen. Am Sonn-
tag debattierte u.a. SP Ge-
neralsekretär (und ehema-
liger Militant Aktivist) Pe-
ter Taafe mit Channel 4 
Journalist Michael Crick 
über dessen Buch „Mili-
tant“- die Geschichte und 
Ideen der Organisation be-
kommen durch die Debat-
ten um Corbyn breite Auf-
merksamkeit.                      
         www.socialistparty.org.uk

Taiwan
International Socialist 
Forward (CWI in Tai-
wan) hielt Mitte Novem-
ber ein Gründungstref-
fen mit mehr als 30 Teil-
nehmenden in Taipeh 
ab. Neben den Redne-
rInnen aus Taiwan wa-
ren bei dem historischen 
Treffen auch internatio-
nale RednerInnen, Akti-
vistInnen aus Hongkong 
sowie VertreterInnen der 
Nanshan Gewerkschaft 
der Versicherungsange-
stellten vertreten. 
   socialisttw.wordpress.com
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Die Sozialdemokratie, 
der Staat und das Kapital
Helmut Schmidt, ehema-
liger deutscher Kanz-
ler und Vorsitzender der 
SPD meinte im Inter-
view: „Wer Visionen hat, 
soll zum Arzt gehen“ und 
brachte damit das sozial-
demokratische Selbstver-
ständnis als „ideeller Ge-
samtkapitalist“ auf den 
Punkt. Visionen – wie et-
wa die einer klassenlosen 
Gesellschaft ohne Aus-
beutung – haben da kei-
nen Platz.

„Die soziale Revolution“, 
schrieb der österreichische 
Sozialdemokrat Otto Bauer 
schon 1919, „darf die kapi-
talistische Organisation der 
Gütererzeugung nicht zer-
stören...“ (Der Weg zum So-
zialismus) Die stets staats-
tragende Rolle der Sozi-
aldemokratie machte sie 
in Regierungsverantwor-
tung zum efektiven Trä-
ger der zentralen Aufga-
be des bürgerlichen Staa-
tes. „Der moderne Staat, 
was auch seine Form, ist 
eine wesentlich kapitalis-
tische Maschine, Staat der 
Kapitalisten, der ideelle 
Gesamtkapitalist."schreibt 
Engels (Die Entwicklung 
des Sozialismus von der 
Utopie zur Wissenschaft). 
Klein- und Großunterneh-
men, Bauern und Indust-
rie, export- und importori-
entierte Betriebe setzen ihre 
Prioritäten bezüglich Steu-

er-, Währungs- und Lohn-
politik unterschiedlich. Der 
Staat muss das kapitalis-
tische Gesamtinteresse im 
Auge behalten. 

Die Sozialdemokratie  
konnte und kann genau 
diese Rolle des Gesamt-
kapitalisten seit jeher bes-
ser ausfüllen als die diver-
sen bürgerlichen Parteien; 
denn diese vertreten ein-
zelne Kapitalfraktionen, 
oder sind – wie etwa die 
ÖVP – gebremst durch ihre 

Struktur, wo die Begehr-
lichkeiten ihrer „Bünde“ 
(Wirtschafts-, Bauern-, 
Arbeiter und Angestell-
tenbund etc.) einander  
widerstreben.

Die reformistische So-
zialdemokratie stützt und 
schützt das Kapital in sei-
ner Gesamtheit; und geht 
den Weg von einer Arbei-
terInnenpartei mit bür-
gerlicher Führung zur 
verbürgerlichten Partei. 
Als es im Jänner 1918 zum 
bis heute größten Streik 
kommt und Rufe nach ei-
ner Räterepublik laut wer-
den, ist es die sozialdemo-
kratische Parteispitze, die 
den drohenden Aufstand 
abwürgt: „Die Steigerung 
des Streiks zur Revoluti-
on konnten wir nicht wol-
len.“ (Otto Bauer: Die ös-
terreichische Revolution, 
1923) Auch in der 1. Repu-
blik stellt sich die Partei-

führung „staatstragend“ 
an die Seite des Kapitals, 
wie Leo Trotzki 1929 be-
merkt: „Sie bot dem an-
geschlagenen Privatei-
gentum ein demokrati-
sches Refugium. Während 
der ganzen Nachkriegszeit 
war sie somit das wich-
tigste Instrument der bür-
gerlichen Herrschaft über 
die Arbeiterklasse.“ (Die 
österreichische Krise, die 
Sozialdemokratie und der 
Kommunismus) An die-

sem gesamtkapitalisti-
schen Kurs hält die Sozi-
aldemokratie selbst dann 
fest, als einzelne Kapital-
fraktionen ihr Heil schon 
im Faschismus suchen – 
was ab 1933 mit der Zer-
schlagung der organisier-
ten ArbeiterInnenbewe-
gung endet.

Ihrer fatalen Linie bleibt die 
Sozialdemokratie auch 
nach 1945 treu. Selbst da, 
wo die SPÖ scheinbar „so-
zialistisch“ handelt, tut sie 
das bei genauerem Hinse-
hen im Interesse des Ka-
pitals. So hatten die Ver-
staatlichungen nach 1945 
das Ziel, Betriebe dem Zu-
grif der Sowjetunion zu 
entziehen. In staatliches 
Eigentum kamen Unter-
nehmen, bei denen (Na-
zi)KapitalistInnen abhan-
den gekommen waren 
bzw. Kapital zum Wieder-

aufbau fehlte. Die moder-
ne und efektive Verstaat-
lichte subventionierte das 
heimische Privatkapital 
mit Milliarden. Und die 
(Re-)Privatisierung ist im 
§3 Verstaatlichungsge-
setz von Anfang an vor-
gesehen. „Das Verstaatli-
chungsgesetz brachte der 
Sozialistischen Partei ei-
nen rein optischen Er-
folg, der österreichischen 
Bourgeoisie die Festigung 
des kapitalistischen Sys-

tems“, bemerkt der so-
zialistische Politiker Er-
win Scharf. Auch Kreisky 
vollzog die Modernisie-
rung der österreichischen 
Industrie in Rücksprache 
mit der Industriellenver-
einigung und auf Kosten 
von niedrigen Löhnen. Seit 
den 1990er Jahren waren 
SozialdemokratInnen ver-
antwortlich für Privatisie-
rungen, die dem Kapital 
neue Investitionsmöglich-
keiten gaben, sowie für die 
Senkung von Lohnkosten. 
Gerhard Schröder (SPD) 
brachte mit der „Agenda 
2010“ Hartz IV und 1-Eu-
ro-Jobs, Tony Blair (New 
Labour) reformierte das 
britische Gesundheits- 
und Bildungssystem wie 
auch den öfentlichen 
Verkehr „marktorien-
tiert“ zu Tode. In Frank-
reich peitschte Francois 
Hollande (PS) jüngst sein 

Arbeitsrecht durch, das 
massive Verschlechterun-
gen für die ArbeiterInnen-
klasse bringt – und nützt 
dazu u.a. einen monate-
langen Ausnahmezustand.

Der Festigung dieses Sys-
tems dient auch die  
„Sozialpartnerschaft“, de-
ren Zweck nichts als die 
Erhaltung des „sozialen 
Friedens“ ist – zumeist 
auf Kosten der Arbeitneh-
merInnen. Spätestens mit 
dem „Managerkanzler“ 
Franz Vranitzky und dem 
Abbröckeln der klassi-
schen ArbeiterInnenklas-
se von der SPÖ ist die Ver-
bürgerlichung derselben 
zu Beginn der 1990er Jahre 
vollzogen. Parteigranden 
inden sich nach ihrer po-
litischen „Karriere“ in den 
Vorstandsetagen nicht nur 
staatsnaher Unternehmen 
wieder: Brigitte Ederer et-
wa bei Siemens, Boehrin-
ger Ingelheim, Inineon, 
Schoeller-Bleckmann und 
Wien Holding, oder Viktor 
Klima als Chef von VW in 
Argentinien.

Von und mit „GenossIn-
nen“ dieses Schlages ist 
auf dem „Weg zum Sozia-
lismus“ nichts zu erwar-
ten. Dazu braucht es ei-
ne starke linke Partei mit 
klaren Perspektiven, die 
über den Status Quo des 
Kapitalismus hinausge-
hen. Sozialistische Visio-
nen sind gefragt – mehr, 
denn je. Und eine Kampf-
partei, die deren Umset-
zung erkämpft.

Alexander Svojtko

Warum die Sozialdemokratie nicht zum Sozialismus 
führen kann. Und auch nicht will.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Habert Café’ 
Salzkammergut Einkaufspark

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Dienstag, 1900 Uhr  
im ‘Restaurant Rondo’ 
Marienplatz 1

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?  
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Seit 35 Jahren arbeitet das 
CWI in Österreich. Zu 
diesem Anlass haben wir 
unsere „Parteigeschich-
te“ aktualisiert und neu 
herausgegeben. Die Ver-
bürgerlichung der SPÖ 
und die Notwendigkeit, 
eine neue ArbeiterInnen-

partei aufzubauen ziehen 
sich wie ein roter Faden 
durch unsere Geschich-
te. Wie arbeiten wir in 
Gewerkschaften und Be-
triebsräten, wie in Bewe-
gungen gegen Rassismus 
und Sexismus. Dass es ei-
nen Unterschied macht, 
ob SozialistInnen mit den 
Methoden der SLP aktiv 

sind oder nicht, wird auf-
gezeigt. Eine umfangrei-
che Zeittafel gibt Beispie-
le von Kampagnen, De-
monstrationen, Interven-
tionen, Veranstaltungen 
und Konferenzen in über 
drei Jahrzehnten. Unsere 
Ursprünge in den ersten 

vier Internationalen der 
ArbeiterInnenbewegung 
stellen den ideologischen 
Rahmen. Die Rolle unse-
rer Zeitung Vorwärts, un-
ser Umgang mit dem bür-
gerlichen Staat und Wah-
len inden ebenso Platz 
wie Beispiele aus unse-
rer Jugend- und Frauen-
arbeit. Es geht nicht dar-

um, aufzulisten, wer was 
wann wo gesagt hat, es 
ist keine Geschichte gro-
ßer Männer oder Frau-
en, sondern zeigt auf, wie 
sozialistische Politik in 
der Praxis geschieht und 
funktionieren kann. Die 
Beschäftigung mit der 
Vergangenheit stellt al-
so ein Instrument für die 
kommenden Jahre dar. 
Die Partei ist das „kollek-
tive Gedächtnis“ - hilft 
also mit, dass wir als Ak-
tivistInnen nicht bei jeder 
Bewegung bei Null anfan-
gen müssen, nicht jeden 
Fehler neu machen müs-
sen, sondern dass wir aus 
den Lehren und Erfolgen 
unserer VorkämpferInnen 
lernen können.

Keine faulen Kompromisse 
 - Vorwärts zum Sozialismus: 

 Ein historischer Abriss 
 unserer Arbeit und Methoden

rund 100 Seiten
erscheint Anfang 2017

Die SLP inanziert sich aus 
dem Verkauf von Zeitung 
und Broschüren – und 
aus den Beiträgen unserer 
Mitglieder. Bei den eta-
blierten Parteien ist der 
Mitgliedsbeitrag oft ein 
symbolischer Betrag – bei 
der Wiener FPÖ zahlt man 
etwa 1,80€ im Monat. Sie 
sind nicht auf Mitglieder 
angewiesen, denn sie be-
kommen Geld von Ban-
ken, Konzernen und Staat. 
Bei der SLP gibt jedeR so 
viel sie/er kann. Niemand 

von uns hat auch nur ei-
nen Euro zu viel, doch wir 
zahlen alle unseren Bei-
trag. Wir wissen: wer für 
die Interessen der Arbei-
terInnenklasse kämpft, 
darf sich nicht von Kapi-
talistInnen inanzieren 
lassen. Die Beiträge gehen 
1:1 in die politische Ar-
beit der SLP – sie ermögli-
chen es uns erst, Kampag-
nen zu führen und soziale 
Kämpfe zu unterstützen. 
Es kommen stürmische 
Zeiten auf uns zu – eine 

FPÖ-Regierungsbeteili-
gung und damit verstärk-
te Repression gegen Linke 
ist sehr wahrscheinlich. 
Gleichzeitig wird unse-
re Arbeit umso wichtiger. 
Deswegen wollen wir un-
sere Mitgliedsbeiträge er-
höhen, um für kommen-
de Herausforderungen 
gewappnet zu sein. Auch 
Nicht-Mitglieder können 
uns mit einem Dauerauf-
trag über 5.-, 10.- oder 
mehr Euro monatlich un-
terstützen!

Mit der bewährten Mi-
schung aus Propaganda 
und Repression versucht 
die Regierung Erdogan 
Proteste gegen die autorä-
re Umwandlung des Staats 
zu verhindern. Angstma-
che vor „den Kurden“ soll 
die ArbeiterInnen spal-
ten. Sosyalist Alternatif, 
die Schwesterorganisati-
on der SLP in der Türkei/
Kurdistan, setzt sich für 
Klasseneinheit unter al-
len ArbeiterInnen ein, um 
gemeinsam für eine sozia-

listische Alternative zum 
Erdogan-Staat und dem 
Kapitalismus zu kämp-
fen. Diese gefährliche Ar-
beit kostet Geld, z.B. für 
den Druck ihres Magazins 
oder Fahrtkosten. Die SLP 
will diese Arbeit unter-
stützen und braucht dafür 
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Der aktuelle SLP-Lesetipp

Mitglied sein kostet – doch zahlt sich aus! Andere über uns

Das rechtsextreme FPÖ-Tarnblatt „Wochenblick“ hetzte 
gegen die Demonstrationen anlässlich der Verhaftungen 
linker AktivistInnen und ParlamentarierInnen in der 
Türkei – und stellt sich damit auf die Seite Erdogans. Die 

„Schuld“ an den Solidaritätsprotesten geben sie der SLP. 
Dazu bekennen wir uns gerne. Wir werden auch weiter-
hin Widerstand gegen FPÖ, Erdogan und ihre arbeite-
rInnenfeindliche Politik aufbauen!
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Spenden für die linke 
Opposition gegen Erdogan



 F Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öfentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Plegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen die Angrife der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öfentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

 F Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
 F Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schafen.
 F Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öfentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Proiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Die Erleichterung, dass kein 
Rechtsextremer in die 
Hofburg einzieht, ist ver-
ständlich – aber trüge-
risch. Die FPÖ ist nach wie 
vor im Aufwind. Abgeho-
benheit und Kürzungspo-
litik der Regierung werden 
sie weiter stärken. Die FPÖ 
dominiert die politische 
Debatte und wird wohl in 
der nächsten Regierung 
sitzen. In ihrem Fahrwas-
ser gewinnen Rechstsext-
reme und neofaschistische 
Gruppen an Selbstvertrau-
en. Im Netz explodiert der 
Hass von rechts. Doch es 

ging nie nur um Hasspos-
tings: Im ersten Halbjahr 
2016 gab es mindestens 
24 Angrife auf Asylhei-
me. Seit Jahren steigt die 
Zahl rechtsextremer Ge-
walttaten rasant an, 2015 
auf 1.156 dokumentierte 
Fälle – die Zahlen von 2016 
werden noch alarmieren-
der sein. Nach einer Phase 
der Zurückhaltung wäh-
rend des Wahlkampfes 
droht nun die Zunahme 
rechtsextremer Aktivitä-
ten. Im Wahlkampf wa-
ren viele gegen Hofer aktiv. 
Sie können Teil des künf-

tigen Widerstandes sein. 
Das bedeutet konsequente 
Kampagnen gegen die FPÖ 
und andere Rechtsextreme 
auf der Straße, in Betrie-
ben, beim AMS, in Schu-
len, Lehrwerkstätten und 
Unis – aber auch eine kla-
re Absage an den „Anti“-
Rassismus des Establish-
ments und einen Kampf 
gegen seine Kürzungspo-
litik. Für uns gibt es kei-
ne Winterruhe. Bauen wir 
jetzt eine starke Alternati-
ve zu Rassismus und Sozi-
alabbau auf! 

 Sebastian Kugler

Der Kampf gegen 
Rechts geht weiter!

So feierten wir 250 Ausgaben von VORWÄRTS

Trotz des Dämpfers bei der Wahl: Im 
Windschatten der FPÖ formieren sich 
gewaltbereite Rechtsextreme.


